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Dieutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
71. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 21. Juni. 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg, Falk, Achenbach, Geh. 
Ratbe Herrfurth, Michelp, Starke u. A. { g 

Dem Haufe iſt ein Geſetzentwurf, betreffend die Uebernahme einer ſtaat⸗ 
lichen Zinsgarantie für die Prioritäten der Berlin» Dresdener Eiſen⸗ 
bahn zugegangen. d f 
Nachdem die dritte Leſung des Geſetzentwurſs über die Reiſekoſten 
und Diäten der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes ohne 
Debatte erledigt worden, trilt das Haus in die Berathung des vom Herren⸗ 
gie in veränderter Faſſung zurückgelangten Geſetzentwurfs, betreffend die 

eränderung der Grenzen einiger Kreiſe in den Provinzen Preußen, Pom⸗ 
mern, Schleſien und Sachſen. b \ 

Abg. Lauenſtein empfiehlt die Annahme der Vorlage, da nur eine 
Veränderung in der Weiſe ſtaltgefunden babe, daß eine Enclave, über deren 
rg der Provinziallandtag nicht gehört worden, aus dem Geſetz aus: 
geſchieden ſei. , . 

Regierungs⸗Commiſſar Geb. Rath Herrfurth hält zwar dieſe Ausſchei⸗ 
dung nicht für gerechtfertigt, doch wolle die Regierung deswegen das Geſetz 
nicht gänzlich zu Fall bringen, ſondern werde jenen einzelnen Punkt nach 
Anhörung des yes ge im nächſten Jahre wieder vorlegen. 

Die Abgg. Wiſſelinck und Oſterrath treten dem Abg. Lauenſtein 
bei, da es bedenklich ſei, das Geſetz für 14 Kreiſe wegen Ausfall eines ein⸗ 
zigen unwirkſam zu machen. r 5 

Abg. Frhr. v. d. Goltz verwahrt ſich gegen einen ihm im Herrenhauſe 
gemachten Vorwurf, als habe er für feinen Kreis annectiren wollen, er habe 
bei 5 Leſung ſeine Ausführungen lediglich im ſachlichen Intereſſe 
gemacht. 

Das Geſetz wird unverändert angenommen. 

Es folgt die Berathung des vom Herrenhauſe in veränderter Faſſung 
Faden Per Geſetzentwurfs, betreffend die Befähigung für den 
bö heren n 

Die Veränderungen ſind folgende: j 0 

1) im 8 5 hatte das Abgeordnetenhaus eine obligator iſche Beſchäf⸗ 
tigung des Regierungsreferendarius bei dem Vorſtande einer Stadtgemeinde 
gefordert, das Herrenhaus führte ftatt deſſen eine facultative ein; 

2) im § 13 hatte das Abgeordnetenhaus feſtgeſetzt, daß der Miniſter er⸗ 
mächtigt ſein ſolle, ſolche Perſonen, welche die Befähigung zum höheren 
7 erlangt baben und mindeſtens fünf Jahre bei einer Verwaltungs⸗ 

ehörde beſchäftigt geweſen find, für befähigt für den höheren Verwaltungs ⸗ 
dienſt zu erklären. Das Herrenhaus hat die nothwendigen Verwaltungsjahre 
auf drei ermäßigt; 

3) der § 10 batte nach den Vorſchlägen des Abgeordnetenhauſes folgende 
Faſſung: Diejenigen Perſonen, welche bon einem Kreistage zur Beſetzung 
eines erledigten Landratbsamtes vorgeſchlagen, . präſentirt 
werden, ſind auch dann für befähigt zur Bekleidung der Stelle eines Land⸗ 
raths zu erachten, wenn fie die zweite juriſtiſche Prüfung abgelegt haben 
oder wenn ſie nach beſtandener erſter Prüfung bei den Gerichts⸗ und Ver⸗ 
waltungsbehörben im Vorbereitungsdienſt, oder in Selbitverwaltungsämtern 
des Communal⸗, Kreiz⸗ und Provinzialdienſtes zuſammen mindeſtens vier 
Jahre beſchäftigt geweſen ſind. 5 . 

Alle de 8 Beſchränkungen in Bezug auf den Kreis 
der Perſonen, welche von einem Kreistage für die Beſetzung eines erledigten 
Landrathsamtes in Vorſchlag gebracht werden können, ſind aufgehoben. 

Das Herrenhaus hat dagegen folgende Faſſung angenommen: . 

Auf can Perſonen, welche von einem Kreistage zur Beſetzung eines 
erledigten Landrathsamtes 11 en, beziehungsweiſe präſentirt werden, 
findet die Beſtimmung des $ 9 Nr. 3 (Husehnung der Ag ungen 
auf bie 1 keine Anwendung; vielmehr bleibt in Betreff der Befähi ⸗ 
gung dieſer Perſonen das Regulativ über die Prüfung der Landrathsamts⸗ 
Candidaten vom 13. Mai 1838 in Kraft. 

Abg. Richter (Hagen) beantragt, ſämmtliche Beſchlüſſe des Abgeordneten⸗ 
hauſes wieder herzuſtellen. N . 

Abg. Löwenſtein will dagegen im $ 10 die Bedingung des erſten juriſti⸗ 
ſchen Examens zwar fallen laſſen, jedoch für die nicht examinirten Candidaten 
die Bedingung einer vierjährigen Beſchäftigung in Selbſtverwaltungsämtern 
aufrecht erhalten. a 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) beantragt, für den Fall der Annahme des 
Amendements Löwenſtein auch den zweiten Abſatz der Beſchlüſſe des Abs 
geordnetenhauſes wieder berzuſtellen. 

u der ee San nimmt zunächſt das Wort 

g. Richter (Hagen): Das Herrenhaus hat in der principalen Frage 
des Geſetzentwurfs, der ſogenannten Landrathsfrage, einen Standpunkt eins 
genommen, den das Abgeordnetenhaus mit großer Majorität hier zurück⸗ 
gewieſen hat. (Ob! oh! rechts.) Es wird uns angeſonnen, der Pru ungs⸗ 
ordnung des Herrn von Rochow aus dem Jahre 1838 in dieſem Geſetze eine 
neue Sanction zu geben. Redner recapitulirt unter Heiterkeit des Hauſes 
den Inhalt des Reglements. Der Antragſteller im Herrenhauſe, deſſen An⸗ 
trag dem Herrenbauſe genügte, meinte in feiner Rede: Die Tüchligleit des 
Verwaltungsbeamten macht bauptſächlich die Uebung, die wiſſen chaftliche 
Grundlage findet ſich durch die Uebung, das Studium macht ſich durch die 
fortgeſetzte Ausübung. (Heiterkeit) Bisber hat man das kurz in dem Satze 
ausgedrückt: Der Verſtand kommt mit dem Amte. Es it aber eigenthümlich, 
warum das Herrenbaus dieſen Grundſatz nur inſofern gelten laſſen will, als 
der Betreffende eine Parzelle Landes im Kreiſe beſitzt, obgleich man ſowohl 
von conſervativer Seite als von Seiten des Regierungs-Commiſſars es nicht 
mehr für geeignet hielt, dieſe Beſchränkung der Kreibordnung aufrecht zu 
erhalten, daß nur Grundbeſitzer aus dem Kreiſe zu Amtsvorſtehern präſen⸗ 
tirt werden könnten. Ueberhaupt aber kann doch der formelle Grund, daß 
das Herrenhaus anders beſchloſſen bat, nicht dahin führen, daß das Abgeord⸗ 
netenbaus ſubmiſſeſt zurückzutreten und ſich mit den vom Herrenhauſe ge: 
ſtatteten Aenderungen zu begnügen hat. 1 

Nun könnte man aber meinen, es ſei ein Grund gi Nachgiebigkeit ge gen 
das Herrenhaus daraus zu nehmen, daß andernfalls das Geieb nicht zu 
Stande lommt. Vor dieſer Epentualität bat das Haus und ſogar die 
Commiſſion ſchon bei der damaligen Berathung geſtanden; denn es war 
damals ein öffentliches Gebeimuih, daß der Fürft Bismarck, deſſen negativer 
Einfluß auf die inneren Reformbeſtrebungen fetzt mit jedem Tage mehr her⸗ 
vortritt, bereits die Parole ausgegeben batte, daß der Landratb in keiner 
Weiſe langirt werden dürfe. (Hört!) Es iſt aber auch durchaus kein Un: 
glüd, wenn dieſes Wei nicht zu Stande kommt; denn man würde es 
außerhalb ſchwer verſteben, wenn ein Geſetz über die Befähigung zum 
boͤberen Verwaltungs dienſt gegeben würde, in welchem über die Befähigung 
der Hauptperſon keine Beſtimmung vorhanden iſt. (Schr wahr!) Der Land⸗ 
rath iſt in meinen Augen mindeſtens eine 1 5 wichtige Perſon wie der Ober⸗ 
reglerungsrath, vielleicht noch wichtiger. (Sehr wahr!) Ich muß beſtreiten, 
daß das Geſetz in der Faſſung, in welcher es jetzt vorliegt, überhaupt einen 
geeigneten Bildungsgang für Verwaltungsbeamte eröffnet. Wenn man nich 
auf der Univerſität ein allgemeines Bild der Staats wiſſenſchaften in fi 
aufnimmt, jo iſt es viel ſchwerer, ſich auf dieſem Gebiete fpäter die nöthige 
Bildung anzueignen, und ganz unmoglich in den zwei Jahren praktiſch er 
Laufbahn unmittelbar vor dem höheren Examen dieſe beſondere wiſſenſchaft⸗ 
liche Bildung ſich zu erwerben. Ich bin auch damit einverſtanden, daß man 
den Juriſten geſtattet, zu dem Verwaltungsfach unter gewiſſen Bedingungen 
a era aber man müßte auch den Verwaltungsbeamten erlauben in 
den Richterſtand einzutreten. Dadurch, daß man dem Juriſten den Ueber⸗ 
tritt zum Verwaltungsſach erlaubt, aber nicht umgekehrt, degradirt man von 
vornherein diejenigen, welche ſich dem beſonderen Verwaltungs fache widmen. 
Das vorliegende Geſetz bringt nun, abgeſeben von der Landrathsfrage bierin 
leine Fortschritte, und sjelbit wenn es in dieſem Jabre nicht zu Stande 
kommt, ſo wird die Regierung von ihrem Standpunkte aus im nächſten 
Dame daſſelbe wieder vorbringen; denn, wie der Miniſter des Innern es 

elbſt zugeſtanden hat, in der bisherigen Weiſe nur mit Juriſten 
nicht länger fortregiert werden. 
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Es wird geſagt, daß in gewiſſen Reſſorts man ſchon jetzt mit Laternen 
nach Leuten ſuchen müſſe, die befähigt ſind, wirthſchaftliche Fragen grund⸗ 
fäglih und ſyſtematiſch aufzufaſſen; ja, ich behaupte, es giebt beute ſelbſt 
Socialdemokraten, die mehr von volkswirthſchaftlichen Dingen gebört haben, 
wie höhere preußiſche Verwaltungsbeamte. Die Regierung wird von felbit 
auf den Weg gedrängt werden, Aenderungen herbeizuführen und es wird 
ſich in den nächſten Jahren ein beſſeres Geſetz vereinbaren laſſen auch in 
Bezug auf die Landrathsfrage. Wenn man aber jetzt geſetzlich neu ſanctionirt 
das Peine, daß zum Landrathsamt eine geringe Vorbildung erforderlich iſt, 
wie zu anderen Aemtern, fo verleitet man bei der Präſentation die Kreis: 
tage weniger, als ſie dies vielleicht thun würden, auf die nothwendigen 
Vorausſetzungen für das Amt Rückſicht zu nehmen. Ich bitte Sie daher, 
die Beſchlüſſe des Hauſes wiederherzuſtellen, ſelbſt auf die Gefahr, daß das 
Geſetz in dieſem Jahre nicht zu Stande kommt. l 

Regierungs⸗Commiſſar Gebeimrath Herrfurtb: Der Vorredner hat die 
Aenderungen des Hexrenhauſes für unannebmbar erklärt und der Regierung 
indirect den Vorwurf gemacht, daß ſie durch die Annahme derſelben im 
Herrenhauſe das Geſetz eher gebindert als gefördert babe. Nun beſteht in 
den Differenzen beider Häuſer nur ein einziger principieller Unterſchied, nämlich 
in Bezug auf die Qualificationsbedingungen für die Stellung des Landraths; 
denn die Aenderung des § 5 hält die Regierung für eine redactionelle Ver⸗ 
beſſerung, weil keine Stadtverwaltung zur Aufnahme eines Referendars ge⸗ 
zwungen werden kann. Nun iſt aber die Regierung, was die Qualification 
des Landraths anlangt, von vornherein anderer Anſicht geweſen als das 
Abgeordnetenhaus, und fie bat im Herrenbauſe in Folge deſſen dasjenige 
Amendement acceptirt, welches ihrer Anſicht am meiſten entſprach. Sie hat 
bierbei beſonders darauf Rückſicht genommen, daß eine Verſtändigung zwiſchen 
allen Factoren möglich ſein würde, ſie hat ſich in Bezug auf diejenigen Land⸗ 
räthe, welche ſie ohne Mitwirkung des Kreiſes zu ernennen hat, völlig in 
die Grenzen des Examens einſchränken laſſen, aber ſie konnte daſſelbe nicht 
bei denjenigen annehmen, welche von der Kreispertretung vorgeſchlagen wer⸗ 
den, weil ſonſt dieſes Präſentationsrecht allzu ſehr eingeengt werden würde. 
Es iſt lediglich eine Rückſicht auf die betheiligten Kreisvertretungen, wenn 
die Regierung in dieſer Beziehung auf der Som des Herrenbaufes be⸗ 
ſtebt, und es würde bedenklich fein, an dieſem Punkte das Geſetz ſcheitern 


u laſſen. 
Abg. Witt: Nach den Erfahrungen, die ich gemacht habe, kann ich mich 
nur den Beſchlüſſen des Herrenhauſes anſchließen. Wenn ein Ariſtolrat 
früber einmal den Menſchen erſt vom Baron an beginnen ließ, ſo ſcheint 
man jetzt erſt denjenigen als Menſchen zu betrachten, der ein Examen 5 
macht bat. (Heiterkeit) Trotzdem ich der liberalen Partei angeböre, wünſche 
ich doch die alte Stellung des Landraths zu conſerviren. Wenn Sie da⸗ 
gegen die Forderungen der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe aufrecht erhalten, jo 
werden Sie nicht leicht Jemand finden, der den ſchlecht beſoldeten Landraths⸗ 
poften annimmt ohne Ausſicht auf Beförderung und es wird der Landrath 
nur eine re für den Geheimrath, was ich für durchaus ge 
fährlich halte. Unſere heutigen Kreisvertretungen gehen überdies aus freier 
Wahl bervor und bieten in Folge deſſen wobl eine geeignete Garantie für 
die Qualification der von ihnen präfentirten Candidaten. Sollte man nicht 
an ſein, die Beſchlüſſe des Herrenhauſes anzunehmen, fo empfehle ich 
bnen den Vermittelungsvorſchlag des Abg. Lömenftein. 

Abg. Windtborſt (Meppen): Ich hätte gewünſcht, daß der Regierungs⸗ 
commiſſar die Bemerkung über den § 5, daß die Magiſtrate ſich nicht zwin⸗ 
gen ließen, Regierungsreferendarien zu beſchäftigen, nicht gemacht hätte; 
denn es giebt doch wohl eine ſchönere Pflicht für eine Staatsverwaltung, als 
junge Leute für den Staatsdienſt heranzubilden? Der eigentlich principielle 

unkt iſt jedoch die Beſtimmung über den Landrath und ich habe mir die 
Sache lange überlegt, beſonders nach Thatſachen, die in der letzten Zeit vor⸗ 
gekommen find, daß nämlich einer der ausgezeichnetſten Landräthe der 
preußiſchen Monarchie, zur Disposition geſtellt wurde, aus dem einfachen 
Grunde, weil er tatbofife war und das Unglück hatte, dieſe Eigenſchaft da: 
vers daß er zum Bürgermeiſter von Aachen gewählt wurde, zur Kenntni 
egierung zu bringen. Wenn man dem gegenüber noch von Selbſtver⸗ 
waltung und Rechtsſtaat redet, ſo iſt das zum Lachen. Die Faſſung des 
Herrenbauſes kann ich nicht acceptiren, doch ſcheint mir der Antrag Löwen 
ftein ein durchaus glücklicher zu fein, well mir das Vertrauen des Kreiſes zu 
einem Manne, der eine vierjährige Verwaltungsthätigkeit binter ſich hat, 
ebendieſelbe Garantie zu bieten ſcheint, wie ein Examen, und weil anderer: 
ſeits der Antrag ausdrücklich beſtimmt, daß die dierdurch erlangte Quali⸗ 
fication für kein anderes Amt befähigt. Ich glaube, daß derſelbe einen er⸗ 
wünſchten Ausgleich bietet. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Was die Nenderungen im 8 5 und 13 
anbetrit fo halte ich dieſelben für unweſenilich, und ich und meine Freunde 
werden für dieſelben ſtimmen, dagegen können wir nicht die Aenderung des 
des 8 10 l Ueber den Antrag Löwenſtein äußere ich mich nicht, 
weil ich, um Stellung zu demſelben nehmen zu können, erſt eine Erklärung 
von Seiten der Regierung hören muß, daß ſie denſelben im Herrenhauſe 
vertreten wird. Sollte derſelbe angenommen werden, jo möchte ich fie bitten, 
den zweiten Abſatz der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe veizubehalten, weil jene 
alten darin erwähnten 1 durchaus nicht mehr beute paſſen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich kann nur erklären, daß 
ich den Autrag Löwenſtein im Herrenbauſe dertteten werde, und ich hoffe 
auch, daß derſelbe dort Annahme finden wird, doch liegt hierfür eine größere 
EURER vor, wenn Sie den zweiten Abfatz des § 10 nicht beſtehen 
aſſen. 

Hiermit wird die Generaldiseuſſion geſchloſſen. 

Die SS 1—4 werden ohne Debatte unverändert angenommen. 

u 5 5 bemerkt: re 

bg. Richter (Hagen): Die Aenderung in dieſem Paragraphen find 
nicht fo weſentlich, um auf das Zustandekommen des Geſetzes einen Einfluß 
üben zu können, doch hat fie techniſch eine große Bedeutung. Es wird jo 
viel geklagt, daß die jungen Verwaltungsbeamten nur nach Acten vom 
grünen Tiſch her entſchieden; das kommt daher, daß ſie nicht bei unteren 
Verwaltungsbebörden beſchäftigt worden, und doch hat ein Dispens hiervon 
dieſelbe Bedeutung, wie die Dispenfation eines angehenden Richters von den 
Arbeiten bei einem Gerichte erſter Inſtanz. Auch der Dberbürgermeiiter 
Bredt im Herrenhauſe hat ſich ausdrücklich für eine derartige Beſchäftigung 
erklärt, doch lommt er zu dem Schluß, daß man fie nicht obligatoriſch machen 
könne. Nun weiſe ich aber darauf hin, daß die Rechtsanwälte auch nicht 
zur Aufnahme von Gerichts ⸗Referendarien verpflichtet werden können, und 
trotzdem beſteht für die letzteren die Verpflichtung, bei einem Rechtsanwalt 
zu arbeiten. Auch ift doch zu berückſichtigen, daß man eine große Auswahl 
bon Bürgermeiſtern und Magiftraten hat, beſonders, da es nicht gerade 
darauf ankommt, die Referendarien in größere Städte zu verweiſen, ſondern 
im Gegeutheil die mittleren und kleineren Städte wegen der Ueberſicht über 
die localen und perſönlichen Verhällniſſe geeigneter zur Ausbildung junger 
Leute ſind. Machen Sie die Beſchäftigung beim Landrath obligatoriſch, beim 
Magiſtrat dagegen facultativ, fo erweckt das den Schein, als ob jene Be⸗ 
ſcha gung viel wichtiger fei für die Heranbildung des Beamten, als die 
eommunaſe Beſchäftigung, und ich bitte Sie deshalb, bei Ihrem erſten Be: 


= 


ch schu ſtehen zu bleiben. 
e 


ierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Herrfurtb: Ich erkenne vollkommen 
an, daß es für den Regierungs⸗Referendar äußerſt nützlich iſt, wenn er bei 
einem Magiſtrat practiſch arbeitet, doch kann die Regierung eben keinen 
Magiſtrat zwingen, einen Referendar anzunehmen; und es iſt daber eine 
rein xedactionelle Verbeſſerung, wenn das Herrenhaus ſtatt der obligatoriſchen 
Arbeit die facultative eingeführt hat. en gr wird die Regierung in dem 
die Ausführung des Geſetzes regelnden Erlaß auf die Handhabung der Be⸗ 
ſtimmung im Sinne des Abg. Richter hinwirken. 
Der Antrag Richter wird bierauf abgelehnt und § 5 unverändert 
angenommen; ebenſo obne Discuſſion § 6—9. 
ei $ 10 nimmt das Wort } ; l 
Abg. Wendorff: Ich kann mich weder mit dem Antrage Löwenſtein 
noch mit der Faſſung des Herrenbauſes einverſtanden erklären. Durch die 
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Kreisausſchuſſes richterliche Perſon, Vorſitzender eines Gerichtshofes. Wenn 
nun ein Mitglied eines Richtercollegiums nicht auf der Höhe der Situa⸗ 
tion ftebt, jo läßt ſich daſſelbe immer noch mit durchſchleppen, wenn aber der 
Vorſitzende nicht primus inter pares iſt und das Publikum ſogar feine Un⸗ 
zulänglichkeit merken kann, fo iſt das äußerſt gefährlich. Ich möchte den 
Herrn Miniſter in meinen Kreis einladen, damit er ſich einmal dort das 
richterliche Verfahren anſiebt und ſich überzeugt, wie ſchwer es einem Laien 
wird, ſich zurechtzufinden und ein gerechtes Urtheil zu fällen. Es kommen 
oft Fälle vor, daß Jemandem die Conceſſion zur Gaſtwirthſchaft verweigert 
wird, weil der Verdacht vorliegt, daß eine Schankwirthſchaft eingerichtet wer⸗ 
den könnte, oder daß Jemand eine Unterſtützung deshalb verſagt wird, weil 
er angeblich ein lüderlicher Menſch iſt u. ſ. w., während doch in allen ſol⸗ 
chen Fällen ohne perſönliche Rückſicht lediglich nach dem Geſetz zu entſcheiden 
wäre. Wenn man alſo davon ausgeht, daß der Landrath nicht blos Execu⸗ 
liv⸗ ſondern auch richterlicher Beamter iſt, fo muß man auch eine Garantie 
ſchaffen, die denſelben zu ſeiner Stellung befähigt. Ich bitte Sie deshalb, 
bei den Beſchlüſſen der früheren Leſung ſtehen zu bleiben. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Der Landratd iſt nichts weniger, als 
Richter, er iſt Verwaltungsbeamter durch und durch, und die Kreisausſchüſſe 
ſind durchaus nicht richterliche Behörden, es ſind Verwaltungsbebörden mit 
richterlichen Functionen, und wenn die Conceſſion zur Gaſtwirthſchaft ver⸗ 
weigert wird, weil dieſe nur eine verſchleierte Schankwirthſchaft ſein würde, 
fo iſt das ein pöllig richtiger Standpunkt, und wenn die Unterſtützung einer 
We Perſon nicht bewilligt wurde, ſo hat der Landrath nur ſeine Pflicht 
gethan. 

Abg. Löwenſtein: Nach den Ausführungen des Abg. Richter wird man 
wohl zugeben müſſen, daß die Faſſung des Herrenhauſes eme völlig unan⸗ 
nehmbare iſt, weil wir unmöglich ein altes Prüfungs⸗Regulativ ſanctioniren 
können, das ſeinen Beſtimmungen nach ſo dehnbar iſt. Zu meinem Amen⸗ 
dement bin ich veranlaßt worden, nicht blos durch den Wunſch, eine Möge 
lichkeit für das Zuſtandekommen des Geſetzes zu ſchaffen, ſondern auch dur 
die Ueberzeugung von ſeiner principiellen Richtigkeit. Eine abſolute Garantie 
für die Brauchbarkeit und die Geſinnungstüchtigkeit eines Menſchen wird 
ein Examen nie bieten, am wenigſten nach einem dreijährigen Studium oder 
vielmehr Nichtſtudium auf der Univerſität; aber wir müſſen ein Examen 
baben, um einestheils dem Nepotismus entgegenzutreten, anderntheils uns 
vor der Möglichkeit zu bewahren, völlig Unfähige anzunehmen. Wenn ich 
mich jedoch zwiſchen einem Landrath enkſcheiden ſoll, der gelehrt iſt, und 
ſeinen Kreis ſchlecht organiſirt, und einem ſolchen, der die umgekehrten Eigen⸗ 
ſchaften beſitzt, ſo werde ich mich entſchieden für den letzteren erklären. Daß 
das Verwalfungsgericht und reine Gericht ſtreng zu ſcheiden find, hat ſchon 
der Miniſter des Innern hervorgehoben, andernfalls wären ja auch unſere 
Verwaltungsgeſetze ker überflüſſig. Wenn nun Jemand bier Jahre den 
Kreis verwaltet hat, jo kann er, wenn er gewählt wird, wirklich für fähig 
erachtet werden, und außerdem iſt ja noch als letztes Correctiv die Controle 
der Regierung. Die Annahme des vom Abg. Windthorſt (Bielefeld) vorge⸗ 
1 zweiten Abſatzes halte ich nicht für weſentlich und bitte, denſelben 
abzulehnen. 

Abg. Richter (Hagen): Ich zweifle nicht, daß der Antrag Löwenſtein, 
wenn er bier angenommen wird, auch vom Herrenhauſe angenommen werden 
wird. Dieſer Antrag, der damals unter dem Namen des Grafen Lippe 
zuerſt in der Herrenhaus⸗Commiſſion auſtauchte, wäre ſchon im Herrenhaufe 
angenommen, wenn nicht der Miniſter des Innern einen g e 
Einfluß geäußert hätte; denn es waren ſowohl Herr Graf Lippe wie der 
Bürgermeiſter einig, und worüber dieſe beiden Theile des Herrenhaufes einig 
find, das geht durch, wenn der Miniſter des Innern nicht dazwiſchen kommt. 
(Heiterkeit) Ich möchte Sie bitten, den Einfluß des Miniſters des Innern 
auf das Herrenhaus nicht zu unterſchätzen, dieſer Einfluß wird auch den 
zweiten Abſatz im Herrenhauſe zur Annahme bringen können, wenn das 
Abgeordnetenhaus ihn annimmt. Wenn man aber mit dieſer Aengſtlichkeit 
ſchon jetzt jagt, daß das ein Differenzpunkt mit dem Herrenhaus fein könnte, 


woran das Geſetz ſcheitert, und daß man deshalb nachgeben müſſe, dann 


ga mir vor den Berathungen der Städteordnung und des Competenz⸗ 
eſetzes, wenn das Unglück über uns kommen ſollte, daß wir ſie noch be⸗ 
rathen müßten. Welch eine Städteordnung und was für ein Competenz⸗ 
Geſetz wird dann eine von dem Abg. Löwenſtein geführte Majorität dem 
Lande beſcheeren! Möge der Himmel uns davor bewahren! (Sehr wahr! 
links.) Man kann ein noch ſo tüchtiger Bürgermeiſter ſein und mehr als 
4 Jahre in der Verwaltung zugebracht haben und noch ſo ſehr durch ſeine 

ntereſſen an den Kreis gefeſſelt fein; wenn man nicht zufällig einen kleinen 

rundbeſitz bat, fo wird man nach dem Antrag Löwenſtein nicht wahlfäbig. 
Man kann alle Examina gemacht haben, kann unmittelbar in der Nähe des 
Kreiſes angeſeſſen ſein, allen Kreisbewohnern bekannt, und iſt nach dem An⸗ 
trag Löwenſtein dennoch nicht präſentationsfähig. Man fagt, dann wird der 
Kreis auf die Präfentation verzichten; aber es wäre doch ſeltſam, zu Gunſten 
einer beſtimmten Perſon ſein geſetzmäßiges Wahlrecht aufzugeben. 

Wozu ſolche Beſchränkungen beſtehen laſſen, von denen man ge Fire muß, 
daß fie unrichtig gefaßt find? Selbſt der conſervative Abg. v. Löpersvorf 
bat es mir verübelt, daß ich ihn mißverſtanden hätte, als wollte er ſolche Be⸗ 
ſchränkungen beibehalten. Der liberale Abg. Löwenſtein dagegen findet kein 
Bedenken darin, dieſe Beſchränkung beizubehalten, weil das Herrenhaus die⸗ 
ſelbe beibehalten hat. Schon im Jahre 1860, als zum erſten Male von der 
Reform der Kreisordnung die Rede war, beantragte die Düſſeldorfer Bezirks⸗ 
regierung beim Miniſterium des Innern, nur Landräthe mit voller Quali⸗ 
fication zum höheren Dienſt zu beſtätigen, da ihnen ſonſt den Bürgermeiſtern 
größerer Städte gegenüber das nöthige Anſehen fehle. Der Kreisausſchuß 
iſt nach der Bezeichnung des Geſetzes ein Verwaltungsgericht und kein ordent⸗ 
liches Gericht, aber wir wollen nicht, daß derſelbe ſich gegen das Geſetz über 
alle Vorſchriſten huſarenmäßig binwegſetzt. Wir wollen nicht dieſe Art von 
Verwaltung der Großgrundbeſitzer, durch welche der kleine Mann im Kreis⸗ 
ausſchuß unterdrückt wird (Obo!), daß das Syſtem des Rechts, das wir in 
der Kreisordnung geſchaffen haben, im Lande nicht zur Anwendung komme. 
Sie haben in dem Competenzgeſetz beftimmt, daß in dem Stadtausſchuß, der 
lange nicht die Beſugniſſe eines Kreisausſchuſſes beſitzt, ein Mann fein muß, 
der die höhere Befähigung zu allen Aemtern hat. In der Städteordnung 
haben Sie die Beſtimmung getroffen, daß in Städten bon über 25,000 Eins 
wohnern im Gemeindevorſtand ein Mitglied ſitzen muß mit der Befähigung 
zum höheren Verwaltungsdienſt. Das nimmt dss Herrenhaus ohne Oppo⸗ 
jition an. Ja, Bürger, das iſt ganz was anderes! Nur die Großgrundbe⸗ 
ſitzer ſollen auch ohne jene Vorbildung, die ihnen ſchon ohnehin ziemte, 
öffentliche Aemter verwalten. Ich würde es in der That ſehr bedauern, 
wenn künftig in der Weiſe über den Werth des Univerſitätsſtudiums ge⸗ 
ſprochen wird, wie es vom * Löwenſtein geſchieht, als wenn es eine Zeit 
ſei, die mit Nichtsthun und Müßiggang ausgefüllt werde und als ob das 
erſte Examen gar keinen Werth habe. ; ; 

Wir verdanken doch einen großen Theil der Früchte unſexes öffentlichen 
Lebens dem Umſtande, daß unſer wohlhabende Mittelſtand es für eine Ehren ⸗ 
ſache hält, feine Söhne auf die Univerfität zu ſchicken. Und wenn unſere 
Großgrundbeſitzer die ihnen geſtellte Aufgabe erfüllen wollen, fo müſſen fte 
es für Ebrenſache halten, alle ihre Söhne, gleichgiltig, ob fie Landrath wer⸗ 
den wollen oder nicht, ob ſie ein öffentliches Amt übernehmen wollen oder 
nicht, auf die Univerſität zu ſchicken. (Sehr wahr!) Es iſt dies eine in 
vielen Theilen des Landes ſchon beſtebende Sitte und ich würde es bedauern, 
wenn man durch Rückkehr zu den Beſchlüſſen des Herrenhauſes den Anſchein 
erwecken könnte, als wenn das Abgeordnetenhaus auf das Univerſitätsſtudium 
weniger Gewicht legt, als man, Gott ſei Dank, jetzt in den gebildeten Kreiſen 
des Landes zu legen pflegt. (Beifall.) 5 2 

Der § 10 wird hierauf im feinen beiden Abſätzen in der alten Faſſung 
der Abgeordnetenhausbeſchlüͤſſe wiederhergeſtellt. ö 

Sämmtliche übrige Paragraphen werden, abgeſehen von den aus dem 
vorhergehenden Antrag folgenden Conſequenzen ohne Debatte unverändert 
angenommen. a 

Es folgt der Bericht der Budgetcommiſſion über die Petition des Reichs⸗ 
tagsabgeordneten Moritz Wiggers, betreffend den projectirten Roſtock⸗ 


et iſt die Stellung des Landraths eine völlig veränderte; er iſt[ Berliner Schifffabrtscanal. 
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nicht mehr bloße ausführende Perſon, ſondern er iſt als Vorſitzender des 


Der Petent bittet, ſeine auf Ausführung des genannten Unternehmens 
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bezüglichen Anträge dem 1 zur Berückſichtigung zu überweiſen 
und denſelben zu beranlaſſen, 
jecte3 mit beiden ee Regierungen darüber zu berftändigen, im 
welcher Weiſe und unter welchen Vorausſetzungen das geplante Unternehmen 
durch Staatsmittel zu unterſtützen ſei. 

Referent Berger beantragt Namens der Commiſſion die Petition der 
Regierung mit der Aufforderun 3 überweifen, eine techniſche und wirth⸗ 
ſchaftliche Prafung des Berlin⸗Roſtocker Canals vorzunehmen. Zur Begrün- 
dung dieſes Antrages macht der Referent geltend, daß, nachdem man ſich in 
Preußen, wie jetzt allerſeits anerkannt werde, ſchwerer Unterlaſſungsſünd en 
in Anſehung des Canalbaues ſchuldig gemacht, es in jedem Falle Anerken⸗ 
nung verdiene, wenn Privatperſonen ſich der großen und koſtſpieligen Arbeit 
unterzögen, ein umfaſſendes Canalproject ausarbeiten zu laſſen. Das ſei 
hier in dankenswerther Weiſe geſcheben und zwar nicht nur von dem Ro⸗ 

er, ſondern auch von dem Neu⸗Ruppiner, alſo einem preußiſchen Comite. 

enn nun im vorliegenden Falle die Regierung in erſter Linie das Vor⸗ 
dandenſein eines zur Ausführung des Canals willigen Unternehmers fordere 
und nur mit dieſem über eine eventuelle Stagtsbeihilfe verhandeln zu kön⸗ 
nen glaube, jo käme ein ſolches Verlangen direcler Abweiſung gleich. Bei 
dem — freilich unbegründeten — Mißteauen gegen Canale innerhalb des 
Capitalmarktes und der augenblicklichen Lage deſſelben ſei es unmöglich, 
irgend einen Unternehmer zu finden, wenn nicht vorher die in ſo ſtarkem 
Maße betheiligten Regierungen erllärten, was 75 für Ausführung des 
Planes zu thum beabſichtigten. Das eben müſſe Grundlage und Ausgangs: 

net fein und dahin ziele auch nur die Petition. Den Hinweiſungen dez 

egierungscommiſſars in der Commiſſion auf den Nutzen, der Roſtock und 
Mecklenburg aus der Ausführung des Canalprojectes erwachſen werde, ſei 
entgegenzubalten, daß der Vortheil der Anlage beiden Ländern zu Gute 
kommen werde, Preußen nicht minder wie Mecklenburg. Die Frage, ob 
Preußen ih an Mecklenburg oder umgekehrt letzteres ſich an jenes zuerſt 
wenden müſſe, ſet lediglich eine Formfrage, die bei der Wichtigkeit des Unter⸗ 
nehmens keinerlei Beachtung verdiene und im Zweifelsfalle gegen Preußen 
entſchieden werden müfle. Preußen ſei der leitende Staat des Reiches; aus 
dieſer Stellung erwachſe ihm das Recht, aber auch die Pflicht, in gemein⸗ 
ſamen nützlichen Dingen die Initiative zu ergreifen. 

Geb. Rath Homeyer bebt als durchgrelſenden Grund für das Verhalten 
der Regierung die Ausſichtsloſigkeit des Projectes ſelbſt auf der von dem 
Petenten angenommenen Grundlage hervor. Letzterer geht davon aus, daß 
von den auf 19 Millionen Mark (nach Anſicht der Staatsregierung zu 
niedrig) abgeſchätzten Koſten etwa ein Drittel oder die Hälfte des Baucapitals 
durch die preußiſche und die beiden mecklenburgiſchen Regierungen à fonds 
perdu hergegeben und der Reſt durch eine Actien⸗Geſellſchaft aufgebracht 
werde. Der Handelsminiſter nehme an, daß weder eine Actien⸗Geſellſchaft, 
noch auch die betheiligten Kreiſe, Gemeinden und ſonſtigen Intereſſenten jetzt 
oder in abſehbarer Zukunft den angenommenen Betrag oder irgend eine 
nennenswerthe Quote des Actiencapitals aufbringen würden. Für die 
gegentbeilige Annahme ſei nichts beigebracht; der Umſtand, daß nicht einmal 
die Koſten der Vorarbeiten ohne Staatsbeihilfe hätten beſtritten werden 
können, ließe vielmehr deutlich erſehen, wie gering das pecuniäre Intereſſe 
an der Sache ſei. Der Handelsminiſter habe, ſo weit die Mittel ſich hätten 
verfügbar ſtellen laſſen, der Verbeſſerung der beſtehenden und der Anlegung 
neuer Waſſerſtraßen ſeine Sorgfalt zugewendet, und ſehe es als ſeine Auf⸗ 
abe an, dies auch fernerhin zu thun. Die gegen das in Rede ſtebe nde 

Internehmen beobachtete ablehnende Haltung gehe hervor aus den ſpeciell 
dieſes Project betreffenden vorſtehend dargelegten Gründen. 
bg. Ham macher würde mit Freuden die Aufſtellung eines Canalbau⸗ 
planes für Norddeulſchland durch die Regierung begrüßen. Er müſſe das 
Haus gegen den Vorwurf verwahren, als protegire es ausſichtsloſe Waſſer⸗ 
bauprojecte, vielmehr habe es durch ſeine bisherige Haltung das Gegentbeil 
bewieſen. Dieſes Project führe ſich allerdings in vieler Hinſicht ungünstig 
ein, namentlich da es mit fpecifiih preußiſchen Canalprofecten concurrire. 
Er müſſe anerkennen, daß bisher die localen Intereſſenten ſich ſehr wenig 
opferfähig erwieſen haben, aber er könne doch nicht mit dem Regierungs⸗ 
ommiſſar zu der Conſequenz kommen, daß der Canal unrentabel und un⸗ 
nöthig ſei. Der Commiſſionsantrag verlange nur eine Anregung von 
Seiten der Regierung, obne einer ſpäteren Betheiligung des Staates 
7 = Ausführung zu präjudiciren, deshalb empfehle er denſelben zur 
nnabhme. 
Handelsminiſter Achenbach ift ebenfalls der Anſicht, daß der Commiſſions⸗ 
antrag keine principielle und präindicirlihe Bedeutung babe, er habe aber 
auch bereits alles ihm Mögliche für das Project gethan, habe einen Beitrag 
den Unterſuchungsarbeiten befürwortet und eine amtliche techniſche Prü⸗ 
Hana des Projectes beranlaßt, deren Reſultat allerdings angefochten werde. 
eiter zu gehen ſei nicht zu empfehlen, bis der Beweis erbracht ſei, daß die 
Intereſſenten mit einer beſtimmten Quote ſich an der Ausführung betheiligen 
wollen. Ein gleiches Princip werde auch von der ſranzöſiſchen Regierung 
—.— Dadurch ſchütze man ſich auch gegen eine Ueberfluthung mit 
rojecten und gegen dieſe hauptſächliche Rückſicht trete ſelbſt die finanzielle 
Das Comite hätte ſich auch an die ſtark intereſſirte 
und an die Stadt Roſtock wenden ſollen, zumal 
durch das Project der Hafen Roſtock concurrenzfähiger mit dem preußiſchen 
afen Stettin gemacht werden fol. Zu geeigneter Zeit, wenn allen dieſen 
nforderungen genügt ſei, wolle ſich die Regierung dem Projecte gegenüber 
nicht abſolut ablehnend verhalten; bis jetzt ſei alles Erforderliche geſchehen. 
Für die fünftlihen Waſſerſtraßen bege die Regierung ein lebhaſtes Intereſſe 
und es ſeien auch für dieſelben bedeutende Mittel aufgewendet worden. Bis 
zur nächſten Seſſion boffe er dem Haufe einen ausführlihen Canalbauplan 
vorlegen zu können. Wenn er dem Haufe Uebergang zur Tagesordnung 
empfehle, ſo bedeute das nach Auffaſſung der Regierung nicht abſolute Ver⸗ 
werfung des Projects, ſondern nur Vertagung bis zu geeigneter Zeit. 
bg. Dohrn will ſich durch die Hebung der Concucrenzfähigkeit Roſtocks 
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dem Stettiner Hafen gegenüber nicht von dem Projecte abfchreden laſſen. 


Der Widerſtand des Handelsminiſters gegen den Commiſſionsantrag ſei ihm 
nicht recht erklärlich, da er der endlichen Entſcheidung in keiner Weiſe prä⸗ 
judicire. Er müſſe bezweifeln, ob unſere Waſſerbautechniker die nöthige 
Kenntniß aller neueren Erfindungen in ihrem Fache beſäßen, und er wünſche, 
daß ein Fonds in den Etat a en werde, um unſeren Technikern die 
Kenntnißnahme der Fortſchritte in ſremden Ländern zu ermöglichen. a 

Handelsminiſter Achenbach glaubt ebenfalls, daß ein Bautechniker die 

Einrichtungen fremder Lander kennen müſſe, um fie für die Heimath zu ver⸗ 
werthen. Obwohl unſere Techniker ganz vorzüglich ſeien, ſei er doch beſtrebt, 

e immer mit den Fortſchritten der Wiſſenſchaſt und Praxis in Zuſammen⸗ 
ng zu halten, und habe deshalb auch Techniker mit Specialaufträgen zur 
Wellausſtellung nach Philadelphia geſandt. 5 

Referent Berger empfiehlt nochmals den Antrag der Commiſſion, der 

darauf angenommen wird. k - a 

Der Gemeindevorſtand zu Linden bei Hannoder pelitionirt, die 
Ortſchaft Linden in die 1. Serbistlafje zu verſetzen. j 

Das Haus beſchließt, „die Petition der Regierung mit dem Erſuchen zu 
überweiſen, bei den Reichsbehoͤrden dahin zu wirken, daß der Beſchwerde der 

Petenten Abhilfe geſchafft werde.“ ; 

Die Gemeindebehoͤrden von Niederdorfelden, im Kreiſe Hanau, bitten um 
Verwendung beim königlichen er daß die in ihrer Gemarkung 
belegenen Domanialäder der Gemeinde käuflich oder doch für längere Zeit 

Zur Pacht überlaſſen würden. i OR ı 

Geh. Rath Dreßler erklärt, daß der Finanzminiſter die Abſicht bege, 

ter beſlimmten Vorausſctzungen die Domanialgsundftüde der Gemeinde in 

f Pacht zu laſſen, eventuell dieſelben zu verkaufen. N 

Auf Antrag des Abg. Oſterrath beſchließt das Haus hierauf Uebergang 
zur Tagesordnung. 5 N ; 

Communalſtändiſche Ausſchüſſe und Deichbehörden in der Provinz Han⸗ 
noper beantragen die Freilaſſung der Deiche von der deen Beste 

a auf Grund der beſtehenden Geſetze und eventuell deren Befreiung 

N der Grundsteuer im Wege der Geſetzgebung. en In 

Nach dem Antrage der Agrar⸗Commiſſion werden dieſe Petitionen der 
Regierung zur Berülckſichtigung überwieſen mit der Anheimgabe, die Frei⸗ 
laſſung ſämmtlicher Schutzdeiche von der Grundſteuer in Erwägung zu nehmen. 

Eine Reihe von Petitionen bezweckt eine Abänderung des Geſetzes von 
1869 wegen Einrichtung von Elementarlehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
we) * zwar in der Rachtung, daß der bisherige Minimalſatz der Penſionen 
er werde. 

l ach dem Antrage des Abg. Kieſel beſchließt das Haus, die Petitionen 
der Regierung als Material für die Unterrichtsgeſetzgebung mit der Auffor 
derung zu berweiſen, in Erwägung zu nehmen, ob nicht bei dem Unter: 
richtsgeſetz zugleich eine Reviſion des Elementarlehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
penſionsgeſetzes vom 22. December 1869 eintreten könne, insbeſondere nach 
der Richtung hin, daß die Minimalſätze der Witimenpenfionen eine Erhöhung 


erfahren. 

Die ſtädtiſchen Behörden von Poſen, Stralſund, Brandenburg, Krotoſchin 
und Elbing bitten, die auf dem Geſetze vom 11. März 1850 beruhende Ver⸗ 
pflichtung der Stadtbehörden zur Vergütung des bei Tumulten verurſachten 
materiellen Schadens, namentlich in ſolchen Fallen, in denen die Polizeiver · 
waltung nicht der Stadt ſelbſt zuſteht, zu modificiren. 


— 


ſich wegen des in Rede ſtehenden Canalpro⸗ dahin 
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Das Haus beſchließt, die Petitionen der Regierung zur Berl ung 
überweiſen, daß dieſelbe dem Landtage baldmögli ei f 
Eniwurf ber gen — Uuzulräglichteiten des — 


1850 beſeitigt werden. 

Eine Petition des Verbandes deutſcher Müller und Mühlen: „ntereffenten 
wird, ſoweit ſie die Abſchaffung der Mahlſteuer im Wege der Beſe gebung 
den der königlichen Staatsregierung zur Berückſichtigung überwieſen. 

ie Petition des Juſtizraths Romeis zu Wiesbaden um Beſchleunigung 

der Unſtrutregulirung von Brettleben bis Nebra, wird durch Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung erledigt. 5 5 

Eine große Anzahl von Mitgliedern des landwirthſchaftlichrn Vereins zu 
Tapiau bittet bei der Regierung dahin zu wirken, daß 1) den Deime und 
Pregel befahrenden Raddampfern die Conceſſion für genannte Waſſerſtrecke 
entzogen, wenigſtens aber in Zukunft keine neue Conceſſion an Raddampfer 
ertheilt werde; 2) eventuell ein techniſches Gutachten darüber eingeholt werde, 
ob Uferbefeſtigungsbauten irgend welcher Art daſelbſt möglich ſind, damit 
von Seiten des Staats die Sicherſtellung der Ufer in Angriff genommen 
werden kann, wenn die sub 1 beantragte Maßregel ſich als unzureichend 
1 follte. 

Die Petition wird der Regierung zur Erwägung überwiefen. 

Bewohner der Provinz Schleswig- Holſtein er ein für fie gungen 
ee Erkenntniß in Bezug auf die dort auf Grundſtücken laſtenden 
ogenannten ſtehenden Gefälle erſtritten. Durch einen entſchuldbaren Form⸗ 
febler ihrerſeits iſt von Seiten der Verwaltung dieſes gerichtliche günſtige 
Erkenntiniß auf einen Theil ihrer Grundſtücke nicht zur Ausführung gekommen. 
Sie bitten alſo, daß der durch die Lage der dortigen Geſetzgebung entſchuld⸗ 
bare Irrthum ihnen nicht zum Nachtheil gereichen möge, vielmehr das ab⸗ 
gegebene gerichtliche Erkenntniß auf ihr ganzes Belisthum zur Anwen⸗ 
ung komme. 

Die Commiſſion beantragt durch ihren Referenten Abg. Albrecht Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung. x 

Abg. Schütt will das Geſuch der Regierung zur Abhilfe überweiſen. 

ng Rath Rhode bittet, über die Petition zur Tagesordnung über: 
zugehen. 

Der Antrag der Commiſſion wird angenommen. 

Darauf vertagt ſich das Haus um 4½ Uhr bis Donnerstag 11 Uhr. 
(Nothſtandsgeſetz, Servituten in Schleswig⸗Holſtein, kleinere Vorlagen.) 


20. Sitzung des Herrenhauſes (vom 21. Zunt). 


Am Miniſtertiſche Geh. Räthe Rhode, Wohlers, ſpäter Graf Eulenburg, 
Campbauſen, Dr. Leonhardt. 

Nach Erledigung von Petitionen, deren eine aus der Provinz Hannover 
die Freilaſſung der Deiche von der Grundſteuer empfiehlt und der königlichen 
Staatsregierung zur Berückſichtigung in Bezug auf die angewandten Ein⸗ 
ſchätzungsgrundſätze und zur Erwägung, ob nicht die Deiche durch ein allge⸗ 
meines Geſetz für grundſteuerfrei zu erklären ſeien, überwieſen wird, tritt 
das Haus in die Berathung der Städteordnung. > 8 

Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Haſelbach legt im Allgemeinen die 
Gründe, welche die Regierung zur Vorlegung des Geſetzentwurfs veranlaßt, 
die Hauptgrundſätze des letzteren, die Abänderungen durch das Abgeordneten⸗ 
baus und die Stellung der Commiſſion dar, die ein Bedürfniß zur Einfüh- 
rung einer neuen Städteordnung nicht anerkannte und deren leitender Ge⸗ 
ſichtspunkt der geweſen ſei, an den beſtehenden Rechtsverhältniſſen Nichts zu 
ändern, wo ſich nicht ein wirkliches Bepürfniß dazu gezeigt habe und daher 


da, wo das Abgeordnetenhaus neue Theorien von zweifelhaftem Werthe ein⸗ i 


geführt, dieſem Vorgange nicht zu folgen. e 

Ein Antrag auf Vertagung der Abſtimmung über $ 1 wird abgelehnt. 
Bürgermeiſter Brüning bedauert, daß die Städteordnung nicht auf die 
ganze Monarchie ausgedehnt ſei, auch v. Voß betrachtet dies als ein Unglüd, 
v. Knebel⸗Doöberitz findet die Ausdehnung ſchon zu weit und hätte fie lieber 
auf die alten Provinzen allein beſchränkt, der Regierungscommiſſar Geh. 
Rath Wohlers vertheidigt die beſchloſſene Beſchränkung mit der Unmöglich⸗ 
keit, für die ganze Monarchie eine einheitliche Städteordnung zu ſchaffen; 
Becker (Dortmund) ergebt ſich in einen allgemeinen Tadel über die fort⸗ 
dauernde „Stück⸗Geſetzgebung“, und ſieht nicht ein, weshalb die Commiſſien 
Frankfurt a. M. von der Städteordnung ausgeſchloſſen babe, Oberbürger⸗ 


meiſter Raſch aus Hannover und v. Kleiſt⸗Retzow beklagen, daß bei der 


Berathung dieſes wichtigen Geſetzentwurfes der Miniſter des Innern ab: 
weſend ſei, v. Kleiſt findet darin den Beweis, daß auf das Zustandekommen 
des Geſetzes verzichtet, und die Beſtätigung, daß das Herrenhaus zu einer 
bloßen Experimentalberathung verurtheilt jei, er werde deshalb gegen das 
Geſetz ſtimmen, zumal er vermuthe, daß auch die liberalen Mitglieder grund⸗ 
ſatzlich gegen feine Anträge ſtimmen. (Minifter Graf Eulenburg tritt in 
das Haus ein und entſchuldigt ſeine bisherige Abweſenheit durch dringende 
Geſchäfte im Abgeordnetenbauſe.) 2 8 

§ 1 wird in der Faſſung des Abgeordnetenhauſes, jedoch mit Streichung 
der Stadt Frankfurt a. M. genehmigt. 5 5 

Hinter $ 1 beantragt die Commiſſion einen neuen § 1a einzuſchieben, 
deſſen Hauptbeſtimmung lautet: Stadtgemeinden mit mehr als 15,000 Ein⸗ 
wohnern, welche gegenwärtig einem Landkreiſe angehören, find mit Genehmigung 
des Provinzialraths befugt, für ſich einen Stadtkreis zu bilden und zu dieſem 
Behufe aus dem bisherigen Kreis verbande auszuſcheiden. 5 . 

Hierzu beantragten d. Forckenbeck, Brüning und Gobbin: die 
Worte „mit Genehmigung des Propinzialraths“ zu ſtreichen und ſodann der 
Beſtimmung hinzuzufügen: Die gleiche Befugniß haben Stadtgemeinden von 
10,000 bis 15,000 Einwohnern, ſofern, nach Anhörung des Kreisausſchuſſes, 
der W die Zuſtimmung zu dem Ausſcheiden aus dem Lansdkreiſe 
ausſpricht. 

Ferner beantragt v. Voß, an Stelle der obigen folgende Beſtimmung 
zu ſetzen: „Durch königliche Verordnung kann Stadtgemeinden, welche gegen: 
wärtig einem Landkreiſe angehören, nach Anhörung der Betheiligten und 
des Provinzialrathes, geſtattet werden, aus dem bisherigen Kreisverbande 
auszuſcheiden und für ſich einen Stadtkreis zu bilden. 

Endlich beantragt Oberbürgermeiſter Becker (Dorimund), anſtatt der 
Worte „mit mehr als 15,000 Einwohner“ zu ſetzen: „mit mehr als 10,000 
Einwohner“ und ſodann den Satz binzuzufügen: Auch lleineren Städten 
kann dies Recht nach Anhörung des Kreisausschusses durch königliche Ver⸗ 
ordnung verliehen werden. 

Bürgermeiſter Brüning empfiehlt ſein Amendement, welches beſonders 
geeignet ſei, die Mißſtimmung ſehr vieler mittlerer Städte im Lande Über 
ihre Verkappelung mit den Landkreiſen, mit deren Intereſſen ihre eigenen 
vielfach auseinandergehen, zu beſeitigen. 2 5 

Oberbürgermeiſter Gobbin richtet an den Miniſter des Innern die 
Bitte, über die Stellung der Regierung zu dem ganzen Geſetze in ſeinem 
gegenwärtigen Stadium und ſpeciell zu dieſem Paragraphen eine unzwei⸗ 
deutige Erklärung abzugeben. Wenn es wahr ſei, was Herr v. Kleiſt 
geäußert, daß der Miniſter durch feine vorherige Nichtanweſenheit offen ge⸗ 
zeigt habe, daß er an der Fortberathung und an dem Zuſtandekommen vieles 
Geſetzes kein Intereſſe mehr habe, dann ſei jedes fernere Wort in dieſer 
Verhandlung überflüjfig. ö ’ , 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Eine derartige Voraus⸗ 
ſetzung iſt ganz und gar ungerechtfertigt. Die Regierung hat ihr Jatereſſe 
an dem 141 — dieſes Geſetzes ſtets deutlich an den Tag gelegt. 
Wie ſollte die Regierung dazu kommen, auf ein Werk zu verzichten, welches 
ihr ſo außerordentlich viel Mühe und Arbeit verurſacht hat? Ich kann auf 
das Beſtimmteſte berfihern, daß, wenn es irgend moglich iſt, das Geſetz in 
dieſer Seſſion noch zu Stande zu bringen, die Regierung das für einen 
außerordentlichen Vortheil und für eine Wohlthat für das Land halten wird; 
aber doch nur unter der Bedingung, daß wirklich Grundſätze darin zur Gel⸗ 
tung kommen, die in einem guten Geſetze Platz finden können, und daß nicht 
aus bloßer Luſt am Zuſtandekommen des Geſetzes etwas gemacht wird, wo⸗ 
mit zuletzt keiner zufrieden iſt. (Sehr wahr! rechts.) Von dieſem Stand⸗ 
punkte aus kann ich den Weg, den die Commiſſion in dem neu beantragten 
$ 1a eingeſchlagen hat, nicht für einen richtigen halten. Nichts iſt gefähr⸗ 
licher für unſern ganzen Staatsorganismus als die Frage des Ausſcheidens 
der Städte aus den Kreiſen jetzt wieder vorzubringen, nachdem ſeit 1869 im 
Laufe der Verhandlungen alle Parteien darüber einig geweſen ſind, daß die 
Conſtruction unſerer ganzen Verwaltungsorganiſation iſt, daß dieſe Kreise 
weſentlich beſteben ſollen aus Städten und dem platten Lande und daß 
gerade dieſe Vereinigung beider zu einer gemeinſchaftlichen Leiſtung eine 
Hauptgarantie bildet für das Wohl und Gedeihen der Kreiſe und für die 
zweckmäßige Fortführung der Verwaltung. babe bisher noch nicht den 
geringſten Beweis vernommen, daß das Verweilen von Städten unter 
25,000 Einwohnern im Kreiſe, regiert vom Landzath und juftifizirt vom 
Kreisausſchuß den Städten irgend welchen Nachtheil gebracht hat. Ich kann 
nur dringend bitten, den $ la mit den dazu geſtellten Anträgen abzulehnen. 
V. Kleiſt⸗Retzow verwirft die Berückſichtigung von Wünſchen der be⸗ 
theiligten Städte als ſolcher, andere Intereſſen ſeien maßgebend, Herr 
Beüning ſei ein Erzreactionär, Führer der —.— der § la führe nur 
dazu, den Stadtgemeinden, dann, wenn die Kreisverbände ihre Bedürfniſſe 
befriedigt, von der Betheiligung für die Kreisbedürfniſſe zu entbinden, vor 
allen Dingen konne der Austritt nicht anders als durch königliche Verordnung 
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rr 
biligt werden. Der Antrag d. Voß scheitere al dem Mangel einen 
5 der Seelenmahl. . . 

v. Sordenbed: Troß der Worte des Herrn Ministers belle ic vie 
Infiht, daß unſere Ber weſentlich nur eine experimentale iſt, die zu 
einem wirklichen definitiven Reſultate nicht führt, ſondern nur ſchagba 
Material für die 


i . liefert. Wir beginnen beute am 21. Juni die Ber 
rathung einer Geſetzgebung, die zuſammen über 300 Paragraphen enthalt 
und wir treten heute bier in die Berathung dieſer Geſetze ein unter einem 
tief greifenden Gegenſatz zwiſchen den Beſchlüſſen Ihrer Commiſſion und 
denen des anderen Factors der Geſetzgebung. Und dies geſchiebt beute, 
während wir wahiſcheinlich ſchon im September im Reichstage einer eden 
fo tief einſchneidenden und bochbedeutſamen Organiſationsgeſe“ gebung, die 
deutſchen Juſtizgeſetze durchführen ſollen. Ich halte es für poll ſch fait un⸗ 
moͤglich, zwei jo große Organiſationsgeſetze auf einmal zur legislaniden Lö⸗ 
fung zu bringen. Wenn ich nichtsdeſtoweniger einen Verbeſſerungsantrag 
mitgeſtellt habe, fo that ich es, weil ich in der Annahme dieſes Antrages 
allein noch eine Möglichkeit erbliche, die zu einer Einigung mit dem Abgeord“ 
netenhauſe und zu einem Zustandekommen des Geſetzes führen könnte. — 
Redner begründet hierauf den von ibm geſtellten Antrag mit der außer“ 
ordentlichen Verſchiedenheit der Intereſſen der miitleren und größeren Stadt⸗ 
gemeinden don denen der Landgemeinden. Das gedrängte Zuſammenleben, 
die Communicationen, die Auſrechterhaltung der Ordnung, die Bedürfniſſe 
des Bürgerthums überhaupt bewirkten eine ſo große Steigerung der An⸗ 
forderungen an die Perſon des einzelnen Bürgers und an die Finanzen der 
Städte, daß deren Erfüllung nur in der Trennung von den Landkreif 
möglich ſei, deren Intereſſen ihnen größtentheils fern lägen, von denen fie 
aber trozdem herangezogen würden, ſeitdem durch die Kreisordnung i 
wirthſchaftliches Schaffen vermehrt ſei. Der Gehalt des Competenzgeſetzes 
mache es unc bweislich, den Stadtgemeinden durch dieſe Trennung wenigſtens 
in erſter Inſtanz, in dem Staatsſchutze eine Garantie für die Wahrung ihrer 
Intereſſen zu gewähren. Redner ſchließt mit der Weiſſagung: Werden 
unfere Anträge nicht angenommen, fo werden Sie ſehen, daß weder aus 
dieſem, noch aus dem Competenzgeſetze etwas wird. (Beifall.) 

Profeſſor Baumſtark findet die Beweisführung des Vorredners nur für 
ſehr große Städte zutreffend, für die die Einführung des § la ihrer Natur 
nach eine unnütze Ei das ſeien particulariſtiſche Intereſſen, vor denen das 
Haus ſich zu wahren Grund hätte. Er werde ebenſowenig im Competenz⸗ 
Ks der Ausſcheidung der Stadtausſchüſſe aus den Kreisausſchüſſen zu 

immen. 

Bei der Abſtimmung werden hierauf ſämmiliche Anträge ſowie der § 1a 
der Commiſſionsvorſchläge felbit abgelehnt. 

$ 7 wird in folgender Faſſung der Commiſſion angenommen: Den Stapt⸗ 
e . verbleiben ihre bisherigen Bezirke. Eine Veränderung der Stadt⸗ 
ezirksgrenzen kann, nach Anhörung des Kreisausſchuſſes im öffentlichen 

ntereſſe vorgenommen werden: a. im Falle des Einverſtändniſſes der be⸗ 
Iheiligten Gemeinden oder Gutsbeſitzer durch den Bezirksrath, b. in Ec⸗ 
n Einverſtändniſſes durch königliche Verordnung nach Anhörung 
des Bezirksrathes. \ 

ls beſonderer $ 7a wird an Stelle der im § 7 der Beſchlüſſe des Abs 
geordnetenhauſes enthaltenen Beſtimmungen auf Antrag der Commiſſion an⸗ 
genommen: Einer königlichen Verordnung bedarf es in allen Fällen, wenn 
im öffentlichen Intereſſe eine Gemeinde oder ein Gutsbezirk einem Stadt⸗ 
bezirke vollſtändig einverleibt oder wenn aus Beſtandtheilen eines Stadt⸗ 
bezirks eine ſelbſtſtändige Gemeinde gebildet werden ſoll. Die vollſtändige 
Einverleibung einer Gemeinde oder eines Gutsbezirks in einen Stadtbezirk 
t gegen den Willen der betheiligten Gemeinden oder Gutsbeſitzer nur unter 
uſtimmung des Provinzialrathes und überdies nur dann ſtatthaft, wenn die 
einzuverleibende Gemeinde oder der einzuverleibende Gutsbezirk von dem 
Stadtbezirke ganz oder zum Theile umſchloſſen iſt Auch in dieſen Fällen 
iſt vorab der Kreisausſchuß zu hören. 

Nachdem dann die SS 8—14 ohne Discuffion angenommen, vertagt ſich 
Pr ihr bis morgen, Donnerstag, 11 Uhr (Städteordnung). Schluß 

4 r. 

Berlin, 21. Juni. (Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Geheimen Juſtiz⸗ und Appellationsgerichts⸗Rath Roloff zu Marienwerder 
den Königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe und dem Kreisgerichts⸗Rath 
Kasten zu Weſel den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife 

erliehen. 

Se. Majeſtät der König hat dem Webber beſſiſchen Geheimen 
Legationsrath, 23 und Ceremonienmeiſter v. Werner zu Darm⸗ 
ſtadt den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe; dem Kaiſerlich ruſſiſchen Cor⸗ 
vetten⸗Capitan v. Nevakhowitſch, Militär⸗Attachs bei der Kaſſerlich ruſſi⸗ 
chen Botſchaft in Berlin, den Königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; ſowie 
on Sag er theol, Mayer zu Lyon den Rothen Adler⸗Orden dierter 

aſſe verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den bisherigen beſoldeten Beigeordneten der 
Stadt Sagan, Adolph Roessler, zufolge der don der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung zu Ratibor getroffenen Wahl, als beſoldeten Beigeordneten 
der Stadt Ratibor für die geſetzliche Amtsdauer von 12 Jahren beftätigt. 

Der Königliche Kreis⸗Vaumeiſter Langfeldt zu Hoyerswerda iſt in 
gleicher Amtseigenſchaft nach Liegnitz verſetzt worden. 

Berlin, 21. Juni. [Der Kaiſer.] Geſtern Nachmittag 2½ Uhr 
if, aus Brüſſel über Cöln kommend, in Ems Se. Kaiſerliche Hoheit 
der Erzherzog Albrecht in Begleitung des Feldmarſchall⸗Lieutenants 
Freiherrn v. Pierfet de Bihein und des Flügel⸗Adiutanten Majors 
Grafen Dubsky eingetroffen. Am Bahnhofe hatten ih Se. Majeftät 
der Kaiſer und König zur Begrüßung eingefunden und geleiteten den 
hohen Gaſt nach dem Kurhauſe, wo Höhftderfelbe Logis genommen 
hat. — Zum Diner bei Sr. Majeſtät dem Kaiſer und König hatten 
Einladungen erhalten Se. Kaiſerliche Hohelt der Erzherzog Albrecht 
mit Gefolge, der öſterreichiſche Botſchaſter Graf v. Karolyt, der öſter⸗ 
ae Militärbevollmächtigte Fürſt zu Liechtenſtein und der Herzog 
von Oſſuna. 

[Der Kronprinz und die Kronprinzeſſin] werden am 
Freitag, den 23. d. M., Vormittags, zur Beſichtigung des dortigen 
Hauptgeſtüts nach Graditz reiſen und ſelbigen Abend wieder hierher 
zurückkehren. — In der Begleitung befinden ſich die Hofdame Gräfin 
Brühl, der Hofmarſchall Graf zu Eulenburg, der persönliche Adjutant 
Oberſt Miſchke und der Kammerherr Graf v. Seckendorff. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 21. Juni. [Die Concursordnung. — Die 
offentlichen Häuſer in Hamburg. — Geiſtliche als Schiedt⸗ 
männer.] Aus dem Protokoll über die Sitzung des Bundes raths 
vom 14. Juni erfährt man jetzt den Wortlaut des Beſchluſſes, welchen 
die Reichstagscommiſſion zur Vorberathung des Entwurfs einer Concurs⸗ 
ordnung in ihrer Sitzung vom 26. Mal gefaßt hat. Derſelbe lautet: 
Die Commiſſion ſpricht die Ueberzeugung aus, daß die deutſche Con⸗ 
cur ordnung, um zu einer wirklich einheitlichen Durchführung zu ge⸗ 
langen, einer glelchzeitigen Regullrung des mit dem Verfahren ver⸗ 
bundenen Koſtenweſens, ſowohl bezüglich der Gerichtskoſten, als auch 
der Vergütung des Verwalters der Concurszmaſſe und der Entſchädigung 
der Mitglieder des Gläubiger⸗Ausſchuſſes nach einem einheitlichen Syſtem 
nicht entbehren kann, und daß deshalb der vorgelegte Entwurf der 
Concursordnung der Ergänzung durch einen Geſetzentwurf über die 
Gerichtskosten, ſowie über die Entſchädigung des Verwalters und des 
Gläubiger⸗Ausſchuſſes unabweisbar bedarf und beauftragt ihren 
Vorſitzenden dieſen Beſchluß zur Kenntniß des Herrn Reichs⸗ 
fanzlerd zu bringen. Außerdem berichtet das erſte Protokoll 
ausführlicher über den Beſchluß des Bundes rathes in Ange⸗ 
legenheit der Hamburger Bordelle. Der Bevollmächtigte für Hamburg 
ſtellte den Antrag, der Bundesrath wolle beschließen, daß er ſich nicht 
veranlaßt ſehe, hinſichtlich der zur Gognliion der Gerichte ſtehen⸗ 
den Frage über die Auslegung des § 180 des Strafgeſetzbuches 
ſelnerſeits eine Entſcheidung zu treffen. Für den Fall der Ableh⸗ 
nung dieſes Antrages ſtellte derſelbe Bevollmächtigte den Gventual⸗An⸗ 
trag: Der Bundesrath wolle alle Bundesregierungen, in deren Gebiete 
noch polizeilich conceſſionirte Bordelle beſtehen, erſuchen, wegen Ab⸗ 
ſchaffung derſelben das Geeignete zu verfügen. Es wurde zunächſt über 
den erſt erwähnten Antrag Hamburgs abgeflimmt. Derſelbe wurde 
abgelehnt, indem ſich nur 13 Stimmen für denſelben ergaben. Hierauf 
wurde über den Ausſchuß⸗ Antrag abgeſtimmt, welcher lautet: der 
Bundesrath wolle ſich damit einverſtanden erklären, daß der Senat 
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4 der freien und Hanſeſabt Hamburg 


erſucht werde, wegen Abſchaffung „Debats“ heben hervor, daß die bisher von der Reglerung vetſetzten 


der daſelbſt beſtehenden Bordelle das Geeignete zu verfügen. Dieſer Präfecten der morallſchen Ordnung ſich mehr darum bekümmert haben, 
Antrag wurde mit 42 gegen 16 Stimmen angenommen und hierdurch ihre alten Meinungen und ihre perſönlichen Hoffnungen zu bewahren, 


war der Eventual⸗Antrag Hamburgs abgelehnt. — Der evangeliſche als getreu die neue Regierung zu vertreten. 


„Dieſem Mißbrauch, 


Ober ⸗Klirchenrath hat in einem Speclalfalle ausgeſprochen, daß fügen die „Debats“ hinzu, mußte aufs Schnellſte abgeholfen werden. 


Beſtallung eines Pfarrers zum Schiedsmann in Rückſicht Die Stunde der Zögerungen iſt vorüber. 


deſſen, daß eine geſetzliche Beſtimmung nicht entgegenſteht, prin⸗ 
dpiell für zuläſſig zu erachten iſt. Das Fungiren der Geiſtl 
als Schiedsmänner vom disciplinaren Standpunkt aus generell 
zu verſagen, wie dies feiner Zeit durch das Miniſterial⸗Reſeript vom 
3. September 1833 geſchehen, ſei gegenwärtig nicht angemeſſen. Es 
wird daher nur im einzelnen Fall ein Geiſtlicher, welcher das ihm 
angetragene Amt des Schiedsmanns glaubt übernehmen zu konnen, 
hierzu die Genehmigung ſeines vorgeſetzten Conſiſtoriums nachzu⸗ 
ſuchen haben. 

[Herzog Georg von Mecklenburg⸗Strelltz +.) Nach einer 
Depeſche des „W. T.⸗B.“ aus Petersburg iſt dort Herzog Georg von 
Mecklenburg⸗Strelitz heute (Dinstag) Morgen geſtorben. Derſelbe 
wurde, als jüngerer Bruder des regierenden Großherzogs Feledrich 
Wilhelm von Mecklenburg⸗Strelitz, am 11. Juni 1824 geboren und 
vermählte ſich am 16. Februar 1851 mit der ruſſiſchen Großfürſtin 
Katharina (Tochter des verſtorbenen Großfürſten Michael und der jetzt 
ebenfalls verſtorbenen Prinzeſſin Helene van Würtemberg.) Er war 
kaiſerlich ruſſiſcher General der Artillerie und General⸗Adjutant, auch 
Inſpector ſämmtlicher Schützenbatalllone. Es überleben ihn drei Kin: 
der: die Herzogin Helene, geb. 28. Auguſt 1857, der Herzog Georg 
Alexander, geb. 6. Juni 1859, und der Herzog Carl Michael, geb. 
17. Juni 1863. Herzog Georg, der mit ſeiner Familie abwechſelnd 
im St. Petersburg und auf ſeinem Schloſſe Remplin bei Staven⸗ 
hagen in Mecklenburg⸗Schwerin lebte, iſt ſeiner am 1. Juni verſtor⸗ 
benen Schweſter Herzogin Caroline ſchnell im Tode gefolgt. 

[An die Ernennung des Wirklichen Geheimen Ober⸗ 
Regierungsraths Herzog] zum kaiſerlichen Unter⸗Staatsſecretär 
ſind Angaben geknüpft worden, welche der Richtigſtellung bedürfen. 
Die Trennung der Abtheilung für Elſaß⸗Lothringen von dem Reichs⸗ 
kanzleramte iſt bereits erfolgt, und ſteht dieſe Abtheilung jetzt direct 
unter dem Reichskanzler. (Reichdanz.) 

[Nach einer amtlichen Meldung aus Pekingl haben bie 
bei der chineſiſchen Regierung in der Angelegenheit des deutſchen 
Schiffes „Anna“ gethanen diplomatiſchen Schritte den beabſichtigten 
Erfolg gehabt. Die Strafanträge gegen die Mörder des Capitains 
und des Steuermanns, gegen die ſtrandräuberiſchen Fiſcher der Inſel 
Ge:Yang, welche das Schiff geplündert und zerſtört hatten, ſowie gegen 
die compromittirten chineſiſchen Beamten ſind genehmigt; die für die 
Intereſſenten reclamitte Entſchädigung iſt zum Theil ausgezahlt, zum 
andern Theil zugeſagt worden. Außerdem hat die chineſiſche Regie: 
zung zur moͤglichſten Verhütung ähnlicher Fälle von Strandraub eine 
für ganz China giltige Strandungs ordnung erlaſſen, von welcher man 
ſich gute Wirkung verſpricht. Reichsanz.) 

[Die Zettelbanken.] Die tabellariſche Ueberſicht der Wochenausweiſe 
der deutſchen Zettelbanken dom 15. Juni ſchließt mit folgenden ſummariſchen 
Daten ab: Der Kaſſenbeſtand der 19 Inſtitute der Tabelle betrug insge⸗ 
ammt 781,311,000 M. (gegen die Vorwoche ＋ 9,352,000 M.), der Wechſel⸗ 

nd 643,600,000 Mark (+ 8604 Mark); die Lombarpforderungen mit 
91,263,000 M. baben ſich um 273,000 M. vermindert; der Notenumlauf 
von 911,538,000 M. zeigt gegen die Vorwoche eine Zunahme von 29,893,000 
Mark. Die täglich fälligen Verbindlichkeiten im Betrage von 218,340,000 M. 

ben ſich um 432,000 M. und die mit einer Kündigungsfriſt verbundenen 
Berbinsfiäteiten in Höhe von 159,431,000 M. um 2,260,000 M. vermindert. 


Von oben bis unten, die 
ganze politiſche Stufenleiter entlang muß künftig die Einheit des Ge: 


ichen dankens und der Initiative herrſchen, ohne welche es keine feſte Re: 


gierung giebt.“ Alle Welt hat übrigens begriffen, daß dieſer Präfeeten⸗ 
ſchub eine Antwort auf das letzte Votum des Senats, auf die Wahl 
Buffet's, war, und die reactionäre Preſſe ereifert ſich denn auch um 
fo mehr über dieſe „Repreſſalien“ des Miniſterlums. „Die Linke, 
ruft der „Francais“ drohend, braucht eine große republikaniſche und 
radicale Reaction nach der Buffet'ſchen Wahl. Mögen die Herren 
de Marcöre und Dufaure nach Belieben in dieſem Wege fortfahren; 
ſie machen denjenigen, welche die Stunde einer anderen Reaction er⸗ 
warten, ein außerordentliches Vergnügen!“ Heute Abend geht das 
Gerücht, daß die Rechte des Senats den Miniſter des Innern über 
den Präfeetenſchub interpelltren will, wenn fie die Unterſtützung der 
Royaliſten von der äußerſten Rechten erlangen kann. Dieſe Royaliſten, 
die nur widerwillig an der Wahl Buffet's Theil genommen haben, 
wollen jetzt alle Anſtrengungen der reactionären Mehrheit auf die Ver⸗ 
werfung des Unterrichtsgeſetzes gerichtet willen und fie haben keine 
Luſt, ſich in eine Interpellation, die ſie als eine Nebenſache betrachten, 
einzulaſſen. — Mit beſonderer Genugthuung iſt das geſtrige Decret 
in der wöchentlichen Sonntagsverſammlung der parlamentariſchen 
Linken aufgenommen worden. Es entſpann ſich dort eine längere 
Discuſſion über die gegenwärtige politiſche Lage, und man 
beſchloß, das Miniſterium nach Kräften zu unterſtützen. Die 
Verſammlung bewies ſofort ihren guten Willen in dieſer Be⸗ 
ziehung, indem fie ſich zu einem Zugeſtändniß in Sachen des Munt- 
cipalgeſetzes bereit erklärte. Der beſte Ausgleich zwiſchen den For: 
derungen der Regierung und denjenigen der Linken, meinte man, be⸗ 
ſtehe in der Wiedereinführung des Municipalgeſetzes von 1871, und 
dieſer Ausgleich ſoll dem Miniſterium vorgeſchlagen werden. — Der 
Miniſter des Innern hat heute ſeinen Widerſachern im Senat einen 
neuen Grund zum Aerger gegeben. Man erinnert ſich, daß Buffet 
im vorigen Jahre eine Statue von einem öffentlichen Platze in Dijon 
entfernen ließ, weil dieſelbe mit den Sinnbildern der Republik ge⸗ 
ſchmückt war. Sie bildete ein Denkmal der Vertheidigung Dijon's 
im deutſch⸗franzöſiſchen Kriege. Auf Anordnung de Marcere’ö iſt dieſe 
Statue jetzt wieder aufgeſtellt worden. — Dupanlaup hat ſeinen Aus⸗ 
tritt aus dem höheren Unterrichtsrath bisher nicht angezeigt. — In 
einem großen Artikel reſumirt heute die „Republique francaiſe“ die 
Beſchwerden der Republikaner dem Duc Decazes gegenüber und die 
Vorwürfe, welche demſelben jüngſt von der Budgetcommiſſion gemacht 
worden. Das Weſentliche darüber ift bereits mitgetheilt worden. Ins⸗ 
beſondere tadelte man den Miniſter, weil er im Gegenſatz zu feinen 
Collegen es nicht für nöthig gehalten habe, ſeinen Agenten im Aus⸗ 
lande den Umſchwung, der ſich in Frankreich vollzogen hat, begreiflich 
zu machen; die Mitglieder der Commiſſion hielten ihm ferner vor, 
daß er von den Geſandten ſchlecht bedient werde, daß er z. B. über 
die Haltung Englands dem Memorandum gegenüber gar nicht 
unterrichtet geweſen und daß einer feiner Vertreter (Go ntauf⸗ 
Biron) nicht wohl unterrichtet ſein könne, da er faſt gar keine 
Beziehungen zu der Canzlei, bei der er accreditirt iſt, habe. — 
Der erſte Secretär der ruſſiſchen Geſandtſchaft, Herr Fonton, iſt heute 


Braunſchweig, 20. Jun. [Der Herzog von Braunſchweig.] aus Ems zurückgekehrt mit Depeſchen Gortſchkoffs für den Fürſten 


Der „M. 3.“ ſchreibt man von hier: 


Nach den hier eingetroffenen 
Nachrichten befindet ſich der Herzog noch immer auf ſeiner Villa in 


Orloff, welche er demſelben nach Bellefontaine bei Fontainebleau, wo 
der ruſſiſche Botſchafter gegenwärtig verweilt, überbringt. Man glaubt 


Hitzing bei Wien; wann er nach Sibollenort ſich begeben wird, iſt hier in gut unterrichteten Kreiſen zu wiſſen, daß dieſe Depeſchen auf 


noch unbeſtimmt. Die Regierungsgeſchäfte nehmen dabei ihren ruhigen 
Lauf. Seit Jahren iſt man daran gewöhnt, daß der Herzog während 
des Sommers und im Herbſte dem Sitze der Regierung fern iſt und 
das Steuerruder unſeres Staatsſchiffes den bewährten Händen ſeines 
Ministeriums überläßt. Das Land befindet ſich unter feiner jetzigen 
Regierung, welche unausgeſetzt auf das Wohl des Landes und die 
Achtung ſeiner verfaſſungsmäßigen Rechte gerichtet if, im Ganzen 
wohl und wenn auch die Erfüllung ſeines Wunſches nach Abſchluß 
einer Militärconvention mit Preußen an dem Widerſpruche des Herzogs 
noch immer ſcheitert, fo ſchickt man fi) doch in das Unvermeidliche. 
Die Erbfolgefrage iſt und bleibt mit ihrem undurchdringlichen Schleier 
verhüllt; man ergeht ſich in Vermuthungen und Combinationen, die 
weſentlich dahin zufammenlaufen, daß Braunſchweig nach dem Ableben 
ſeines letzten Fürſten als Reichsland erklärt werde und in ein gleiches 
ſtaatsrechtliches Verhältniß wie Elſaß⸗Lothringen trete. Der unab⸗ 
hängige und intelligente Theil der Bevoͤlkerung weiſt jedes Project, 
welches darauf abzielt, den Kronprinzen von Hannover als regierenden 
Herzog von Braunſchweig einzuſetzen, weit von ſich, man will hier 
keinen Herd welfiſcher Agitationen ſich bilden ſehen. 

Detmold, 20. Juni. [Zur Situation] Endlich iſt der 
Friede wieder bei uns eingekehrt. Nach dem ſoeben durch das Re: 
gierungsamtsblatt veröffentlichten Landtagsabſchied hat der Fürſt den 
dem Landtage vorgelegten Geſetzentwürfen, das Wahlgeſetz für den 
Landtag und das Geſetz über die Zuſammenſetzung und die Befug⸗ 
niſſe des Landtages, mit den vom Landtage vorgenommenen Abände⸗ 
rungen ſeine Sanction ertheilt und die Publication derſelben befohlen. 

Trier, 20. Juni. [Zuchtpolizeigericht.] Die „Tr. Ztg.“ referirt: 

der vorgeſtrigen Sitzung des Zuchtpolizeigerichts wurde wieder gegen 
2 Kor, Paſtor zu Brockſcheid, verhandelt. Da derſelbe, obgleich gehörig 
Vorgeladen, nicht erſchien, jo hat das Gericht auf den ag des öffent⸗ 
lichen Miniſteriums das Contumacialverfabren beſchloſſen. Er war diesmal 
beſchuldigt, den Fürſten v. Bismarck und den Cultusminiſter Dr. Falk gröb⸗ 
lich beleidigt zu baben. Das qu. Factum beſteht namlich in Folgendem: 
Einem Ausflug, welchen der Lehrer mit feinen Schülern nach der Altenburg 
unternommen, hatte ji auch der Herr Paſtor mit ſeinem Hunde angeſchloſſen. 
Während der Lehrer ſich einen Augenblick don den Schülern entfernt hatte, 
benutzte Herr Jox dieſe Gelegenheit, um ſich einen Jux zu machen. Er ließ 

von einem der Knaben ein Stüd von feinem Butterbrot geben, rief den 
Sa berbei und reichte ihm das Butterbrot hin. Als der Hund daſſelbe 
nehmen wollte, ſagte der Herr zer: „Es ift aber von Bismarck!“ worauf 
der Hund ſich mit geſenktem Schweif ſcheu zurückzog. Daſſelbe geſchah zum 
eiten Mal, als der Herr Paſtor ſagte: „Es iſt von Fall!“ Und als er 
auf dem Hunde das Butterbrot zum dritten Mal darreichte und dabei 
ſagte: „Es iſt vom Papit!", wedelte das Thier ſröblich mit dem Schweife 
und nahm das Brot. Ob dieſer „Hundsgemeinheit“ beantragte der Ber: 
treter des öffentlichen Miniſteriums auf Grund der 88 130 a, 185 und 200 
des Strafgeſetzbuches 6 Monate Gefängniß und Publication des Urtheils. 
Das Gericht erklärte den Beſchuldigten des ihm zur Laſt gelegten Vergebens 
reichend überführt, verurtheilte ihn zu 3 Monaten Gefängniß nebſt den 
ften_ und ſprach den Beleidigten dieſe Befugniß zu, die Verurtheilung in 
der „Saar: und Moſelztg.“, ſowie im „Dauner Kreisblatt“ auf Koſten des 
Schuldigen öffentlich bekannt zu machen. 

Baden-Baden, 21. Juni. [Ihre Mafeſtät die Kaiſerin 

Yugufta] iſt heute früh um 9% Uhr nach Jugenheim abgereift. 
Frankreich. 

O Paris, 19. Juni. [Der neueſte Präfectenſchub. — 
Die „Republique“ gegen Decazes.] Die geſtern vom Amts⸗ 
blatt angezeigten Veränderungen im Präfecten⸗Perſonal finden ein⸗ 
ſtimmiges Lob bei der liberalen und ſelbſt der radicalen Preſſe. Die 


die eben im Gange befindlichen Unterhandlungen zwiſchen den conti⸗ 
nentalen Mächten und England Bezug haben und daß ſie die Ein⸗ 
willigung Rußlands in das Prinzip der Nicht⸗Intervention beſtätigen. 
Danach, glaubt man, werden jetzt alle Mächte ſich ohne Schwierigkeiten 
dahin einigen, die Türkei ihren Kampf mit der Inſurreclion allein 
ausfechten zu laſſen. Daß dies Verfahren den Beifall Englands haben 
würde, ließ ſich bereits aus der letzten Rede Disraell's entnehmen. 
Ein Punkt dieſer Rede iſt der diplomatiſchen Welt beſonders aufge⸗ 
fallen. Disraeli ſprach, wie man weiß, von gewiſſen Stipulationen 
des Pariſer Verlrages. Aber die Stipulatlonen, welche er im Auge 
hatte, gehören nicht dem im März unterzeichneten allgemeinen Pariſer 
Vertrage an, ſondern einem Separatvertrage, der am 30. April von 
England, Frankreich und Oeſterreich unterzeichnet worden, mit dem 
alſo Rußland und Deutſchland nichts zu thun hatten. Veranlaßt 
wurde derſelbe durch den Grafen Buol, welcher Oeſterreich gegen eine 
etwaige Rache Rußlands ficherftellen wollte; er hat, wie ſchon der 
italieniſche Krieg bewies, feinen Zweck verfehlt. Die Bemerkungen 
Disraell's über dieſen Punkt find alſo nicht zutreffend, was nicht 
hindert, daß, wie geſagt, jetzt die Nicht⸗Intervention von den Mächten 
angenommen zu ſein ſcheint. Man wird ſomit abwarten, was die 
Pforte zu leiſten vermag, inwiefern ſie ihrem Verſprechen, große 
Reformen einzuführen, treu bleibt. Ob die Türkei aus dieſem 
Arrangement Vortheil zu ziehen vermag, ob es ihr gelingt, 
die Finanzen zu reorganifiren und ihre Armee auf einen 
beſſeren Fuß zu bringen, bleibt abzuwarten; auf alle Fälle glaubt 
man durch die Uebereinſtimmung der Mächte für eine Weile den 
europäiſchen Frieden geſichert. — Die „Republique frangçaiſe“ demen⸗ 
tirt das Gerücht, daß Frankreich ſich weigere, einen Handelsvertrag 
mit Rumänien abzuſchließen, weil dies letztere nicht auf die Ausnahme⸗ 
geſetze gegen die Iſraeliten verzichten wolle. Der rumäniſche Agent 
Calamarti ſetzt vielmehr die Beſprechungen mit der hieſigen Regierung 
ohne Unterbrechung fort. 


Provinzial-Beitung. 


% Breslau, 22. Juni. [Himmelserſcheinung.] Aus Bunzlau und 
Ratibor wird gemeldet, daß man am Abend des 20. Juni Lichterſcheinungen 
wahrgenommen habe, in Bezug auf welche es aber unentſchieden ſei, ob ſie 
von dem verkündeten Zodiakallicht herrühren oder nicht. In Bunzlau machte 
ſich am Dinstag Abend bald nach Sonnenuntergang am nördlichen Himmel 
ein leichter, weißer Lichtſchein bemerkbar, der um 9 Uhr deutlicher in vier 


ae Lichtgarben ſich ſpaltete, die, von einem Punkte ausgebend, 9 


ahlenförmig bis zur halben Höhe des Himmelsgewölbes ſich verbreiteten. 
kach einer halben Stunde war die Erſcheinung vollſtändig verſchwunden und 
bis Nachts 1 Uhr am klaren Himmel nichts Ungewöhnliches weiter zu ſehen. 
In der Bunzl. Correſp. wird aber ſelbſt der Zweifel ausgeſprochen, daß 
dies das Zodiakallicht geweſen ſei. — In Ratibor wurde am 20. Juni 
gegen Mitternacht in nordweſtlicher Himmelsrichtung eine intenſive Röthe 
wahrgenommen. Von den Nachtwächtern, die ſelbe für ein Feuer hielten, 
wurde der Glöckner Herr G. geweckt, um daſſelbe zu ſignaliſiren; letzterer 
konnte aber vom Thurme der kath. Pfarrkirche kein Feuer entdecken. Hoffentlich 
werden wir bald von unſerer Sternwarte etwas Beſtimmteres hierüber hören. 


[Gegen Herrn v. Schuckmann! hatte, wie die „Schleſ. Volkszeitung“ 
meldet, das Domcapitel beim biefigen Stadtgericht eine Beſitzſtörungsklage 
eingereicht wegen des vom St. Johannesboſpital zu räumenden F. B. Knaben⸗ 
ſeminars. Nachdem in dieſer Sache am 9. d. M., einem Tage nach der durch 
polizeiliche Gewalt erfolgten Räumung, Termin ſtattgefunden hatte, welcher 
1% Stunde dauerte, wurde am 16. d. M. das Urtheil verkündet. Das Gericht 


ies den Kazer ab, indem es beſonders herborbob, da i i 
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am 17. 
Hr. Prof. Haſſe ſprach unter Vorlegung bezüglicher Präparate über den Bau 
der Wirbel von Ichthyosaurus, Nothosaurus und Plesiosaurus, die derſelbe 
der Güte des Herrn Prof. Kittel in München verdankt. Es wurde nach⸗ 
gewieſen, daß der te im Bau mit dem der Wirbel der Perennibran- 
chialen gemeinfamen 1 iſt. 0 h 
Hierauf berichtete Hr. Prof. Grube über eine von Hr. Dr. Reimann 
in Eheföo gemachte und dem biefigen zoologiſchen Muſeum zugeſtellte Aus⸗ 
deute von Seethieren und ſtattete demſelben dafür feinen wärmſten Dank 
. Herr Dr. Reimann, gegenwärtig Oberlehrer am Gymnafium in Rati⸗ 
bor, datte die für jenen Hafen des nördlichen China beftimmte Expedition zur 
Beobachtung des Venus durchganges als Aſtronom begleitet und in freund⸗ 
licher Erinnerung an die Wunsche des Breslauer Muſeums ſeine Muße⸗ 
ſtunden benutzt, zur Ebhezeit alles ihm aus der Thierwelt Zugängliche 
zuſammen zu bringen. Die Ausbeute beſteht bauptſächlich in Cruſtaceen 
und Conchylien, wozu noch einige Echinodermen, Anneliden u. a. kommen. 
Der V. beſprach zunächſt die Repräfentanten der beiden erſtgenannten Thier⸗ 
klaſſen, fast alles ſolche, die im Muſeum noch gar nicht vorhanden waren, 
und mit Hilfe der Werke van de Haan, Dana, C. v. Schreuck und DIR 
licher beſtimmt werden konnten, fo von Muſcheln: Ostrea rivularis Gould, 
O. Lapeirusii Schrk. Mytilus atratus Lischke, Mactra mera Desh., Solen 
corneus Lam, und die ſtattliche Dosinia japonica Reew, von Schnecken: 
Murex inornatus el., Litorina brericula Phil, Natica 
clausa Brod., Lampania zonalis Gray, Turbo rubicundus R., 
Acmaea coneinna Lischke, Patella lanx R, Chiton Midden- 
dorfi Schrk. Unter den Cruſtaceen find beſonders Scopimeraglobusa 
de H., Platynotus depressuo de H., Elamene Mathaei Latr., 
Orithya mammillaris Fabr., Arcania spinosa de H., Callia- 
nassa gigas D. und 2 wie es ſcheint noch gar nicht beſchriebene Arten 
berborzubeben: Cleantis isopus Gr. und Squilla quadrimaculata 
Gr. Die Cleantis ähneln ganz den Idotheen, haben jedoch an ihren Autunnen 
keine Geißel; ein anderer Charakter, den Dana in ſeine Wit ie aufnimmt, 
die ungleiche Lange der Füße, wird dei dieſer Art gänzlich vermißt, der 
ſechsſeitige Kopf greift mit feiner hinteren Ecke tief in das 1. Segment, der 
Rücken des ganzen Vorderleibes ift dachfoͤrmig, der Hinterleib geſtreckt ie 
eckig. Die Färbung, bei einigen ganz bleich, bei anderen braun ſchwarz mit blaß⸗ 
elben Autunnen, Beinen, ſeitlichen Stirnlappen, Segmentgrenzen und 
eitenrändern, bei noch anderen olivenbraun mit 2 ſchrägen, ſchwarzen Segments⸗ 
ecken. Bquillaquadrimaculata gehört wie Sq. mantis zu den Arten mit 
8 Langslielen auf dem Poſtobdomen, deren Stirnplatte das augentragende 
Segment nicht bedeckt und deren Kopfſchild abgerundete Hinterecken hat, aber 
die Klaue der Fangfüße beſitzt nur 5 Zähne wie bei 8d. Desmaresti, nur 
das 1. Thoraxſegment läuft ſeitlich in einen Stachel aus, der Hinterrand 
des Endſchildes in 6 frisige und 2 kurz abgeſtumpfte, zwiſchen dem 3. und 
4. Stachel ſieht man nur 3 ſtumpfe Läppchen, der Längskiel iſt ſchmal; am 
Seitenrande des 1. Thoraxſegmentes und auf dem 2. Gliede des äußeren 
Anhangs der Endfloſſe macht ſich ein blau⸗ſchwarzer Fleck bemerkbar. Länge 
84 Mm. Grube. Römer. 


# Aus der Grafſchaft Glatz. Beilder beginnenden Reiſeſaiſon erlaubt 
ſich Correſpondent, auf eine Gegend aufmerſam zu machen, deren landſchaft⸗ 
liche Schönheit und vorzügliche Lage kaum in nächſter Umgebung, geſchweige 
denn in weiter Ferne bekannt find und doch darf ſich dieſe Gegend dreiſt den 
ſchönſten Thälern des Rieſengebirges an die Seite ſtellen, welche 
ſchon ſeit vielen Jahren eine Menge Touriſten und Erbolungsbe⸗ 
dürftige nicht blos vorübergehend, ſondern auch für längere Zeit feſſeln. 
Die Gegend, welche Correſpondent meint, iſt die kleine zu Schlegel gehörige 
Colonie Hinterberg; dieſelbe liegt auf einem ſanft nach Süden abfallen« 
den Bergrücken 1400 bis 1500 Fuß über dem Spiegel der Oſtſee. Während 
ſie nach Nord und Nordweſt durch einen bewaldeten Höbenzug gegen rauhe 
Winde geſchützt iſt, finden Süd und Südweſtwinde ungehindert Zutritt, da der 
die ganze Gegend nach Süden abſperrende Glatzer Schneeberg gegen ſechs Meilen 
entfernt iſt. Von Hinterberg aus hat man eine der prachlvollſten Ausſichten, 
welche ſich überhaupt denken laſſen, zumal die ganze bor den Augen liegende 
Landſchaft durch die ſie begrenzenden Gebirge wie in einen Rahmen gefaßt erſcheint. 
Man überſchaut den ſüdlichen Theil und die fruchtbarſten Thäler der Graſſchaft 
Glatz, das Steine-, Neiſſe⸗ und Bielethal mit ihren zahlreichen Ortſchaften.— 
Wegen der reinen Luft und idylliſchen Lage würde ſich Hinterberg zur Som⸗ 
merfriſche ganz vorzüglich eignen. Chauſſeen, Gruben und Fabriken mit 
ihrem Staub, Rauch und Dunſt find genügend weit entfernt, jo daß fie 
einen verderblichen Einfluß nicht üben können, freilich müßten für Sommer⸗ 
gäfte erſt Aufentbaltsraume ꝛc. gebaut werden. Alles ließe ſich jedoch 
mit Leichtigkeit ausführen, wenn erſt eine ſchöpferiſche Hand ſich der 

dee bemächtigte. — Das Dorf Schlegel mit 4000 Einwohnern (inclusive 

olonie) nordwärts von Hinterberg im Thale an der Glatz » Neuroder und 
Wünſchelburg⸗ Reichenbacher Chauſſee gelegen, iſt 2% Meilen von Glatz 
(Bahnſtation) entfernt, bat Poſt⸗ und Telegraphen⸗ Anſtalt, regen Verkehr 
und mehrere zur Aufnahme Fremder geeignete Gaſthöfe. 


[Notizen aus der Provinz.] * Oels. Wie die „Locomotive“ meldet, 
find bei der bieſigen Kreis⸗Steuer⸗Kaſſe von dem Königlichen Münz⸗Comptoir 
bisher an neuen Münzen eingegangen: 5000 Mark Fünfmarkſtäcke, 28,000 
Mark Einmarkſtücke, 7000 Mark 50⸗Pfennigſtücke, 16,500 Mark 20⸗Pfennig⸗ 
fiüde, 15,700 Mark 10: Bienninftäde, 5950 Mark 5⸗Pfennigſtücke, 4580 Mark 
2⸗Pfennigſtücke, 1800 Mark 1⸗Pfennigſtücke, 84,530 Mark im Ganzen. 

Oppeln. Das „ Wochenbl.“ meldet: Am 17. d. M. erſchoß der 
12jährige Knabe Joſef Kurtz zu Malino beim Spielen mit einem geladenen 
Gewehr die 7jäbrige Tochter der Einlieger Kulik'ſchen Eheleute. Dieſelbe 
ſtarb zwei Stunden nach der That. 

n Kattowitz. Die bieſige Zig. meldet: Der Wächter der herrſchaſt⸗ 
lichen Promenade fand mit dem Polizeiſergeanten Schuſter in der Ilten 
Stunde vis-à-vis feiner neben der früheren Maſchinenbauanſtalt an der 
Chauſſee nach Beuthen gelegenen Wohnung einen Mann im Chauſſeegraben 
ſitzend, der ihm ſchwer krank ſchien. Dennoch war derſelbe bei vollem Be⸗ 
wußtſein und beantwortete dem Wächter alle Fragen klar und verſtändlich, 
ſo z. B. ſagte er aus, daß er Mach heiße und ſeit 6 Jahren auf der neuen 
—.— bei Hobenlohehütte gearbeitet habe und ſich jetzt Geld vom Herrn 
aurermeifter H. holen wolle. Auf die Frage des Heren Schuſter, ob er 
krank ſei, antwortete der Arbeiter mit „nem“, dagegen wünſchte er etwas 
zu trinken. Der Wächter holte aus feiner Wohnung ein Glas warme Zie⸗ 
genmilch, als er ſie aber dem Arbeiter reichen wollte, war dieſer bereits ver⸗ 
ſchieden. Auf die Anzeige bei der ſtädtiſchen Polizeibehörde begab ſich Herr 
Commiſſarius Heller mit dem Gendarm Herrin Jäſchke und zwei Handlan⸗ 
gern in einem Wagen nach der Todesſtäſte und fuhren den Leichnam, da 
er gerade auf der Grenze zwiſchen Stadt⸗ und Gutsterrain lag, in 
— Lazareth. Der Verſtorbene war aus Friedrichsgrätz, Kreis Oppeln, 
gebürtig. 
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acob Landau in Berlin, dem A. Schaaffbauſen ſchen Bankverein, den Herren 


Geſchäft recht feſt, Viehhof und Große Pferdebahn gedrückt, dagegen erhielt - eichmann u. Co., J. 5. Stein in Köln und Jonas Cahn in Bonn von 
ſich Continental: Bferbebahn in guter Frage, Centralſtraße und Weſtend ge⸗ mstertamiOOFLı8 T fl. 1160.20 be W der Königlichen Nur len der Bergiſch⸗Marliſchen Eisenbahn ⸗ Geſellſchaft 
ucht, in Flora⸗Aelien waltete das Angebot vor, Südend ſehr gefragt, Bau:. de. 4. 2 . |168.40 da nom Divid. pro] 1070 178% % „n Zwölf Millionen Mark Sproc. Prioritäten übernommen und bringt dieſelben 
verein Königſtadt beliebt und ſteigend, Berliner Eiſenbahnbedarf und Nord: | London 1 rtr. . % | 20376 bu erg. Märkische, .| 24 1829 75 am 3. und 4. Juli zur öffentlichen Subscription. 
deutſcher Eiſendahnbedarf beliebt, Leopoldshall behauptet. Dtontanmertbe) erer, has ele. J . 0% 2250 b Herter . 3 |8 je 11125 den 333 . 
vernachläſſigt. Gelſenkirchen feſt, Berzelius höher, Aachen⸗Höngener be⸗ Warschau 1008. 5 T. 0 208 ba Beru Berge. ( f ( | 27,75 b. # Breslau; 22. Juni, 9% Ube Vorm. Die Stimmung am beuten 
auptet, Courl procentweiſe niedriger, König Wilhelm matt. — Um 27 | Wien 100 FL . . T.441165,10 bz S b. 4 le 11855 = Markte war für Getreide jehr gedrückt, bei ſtärkerem Angebot, Breite niedriger. 
br: Feſt. Credit 252, Lombarden 150%, Frauzoſen 458%, Reichsbank 155, . ent. Nordbahn. %, r lin] — — Weizen nur billiger derkäuflich, per 100 Fllogr. ſchleſſcder weißer 
Disconto⸗Commandit 112%, Dortmunder Union 3,75, Laurahütte 57%; Fonds- und Geld-Course, Berl-Potsd-Magäb.| 1% |3 4 | 8525 ma 17,30 bis 19,10—21,50 Mark, gelber 17,10 — 18,30 — 20,10 Mark, jeinfte 
i 51 ini i 1 1 sen 8 ä Berlin-Stettin . 1% ?  |4 |122,10 ba Sorte über Notiz bezahlt. 
Köln⸗Mindener 10144 B., Rheiniſche 117%, Bergiſche 83%, Rumänen 18%, | maats-Anl. 4% Ceonsol. d % 104, 5 bs Böhm. Westbahn 8 | 6 Is 18 5 orte über Notu dez 5 e k 10 
Türken 11. ee 1 fe bs fein e . „ me bis 95400 4 n N ng ah Kilogr. 16,00 bis 17, 
n ETET LTE al 4 Cöln-Minden — 4 101,75 b „ ark, feinſte e über 5 
Telegraphiſche ner und 5 Präm-Ansihe big. fe den | do. n: = 18 0 9.400945 Wien , der 100 Neg. 14,10-15,10--16,10 Mart, 
Aus Wolff Telegx.⸗Bureau. 2 (Berliner 4102,10 B Dux-Bodenbach. B. 0 9 9.2 weiße —17,1 
Frankfurt a. M., 21. Juni, Rahm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcourſe.] 3 Ben egal 18 m: Gal. Carl-Ludw..B. 8% |6 4 6386.80 be Hafer in ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. 18,30—19,50— 20,50 Mark. 
Londoner Wechſel 204, 85, Pariſer Wechſel 81, 05, Wiener Wechſel 168, 40, 1 Schlesische 3 — nnter s 2 b feinſter über Notiz. N { : 
miſche eſt n 103,9, iſabeth⸗ n * lzier 2 2, Fran⸗ Kur- u. Neumärk, 4 | 97,30 bz aschau- Oderberg 8 6 639,4 520 ais nur billiger ve ich, er ogr. A 1 1 ar 
Böhmiſche Weſtbahn 154%, Eliſabeth⸗Bahn 130, Galizier 172%, 5 pi s 1 "48 ba Mais billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. 12,70 bis 13,70 Marl. 
en*) 228%, Lombarden“ 74%, Nordweſtbahn 110%, Silberrente 59 J, a\Eommersche . 0 b  [Eronpr. Reend. ? „ 40 ds Erbſen ohne Angebot, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. 
apictrente 56%. Ruſſ. Vodencrebit 85%, Ruſſen 18/2 —. Ruſſ. An⸗ 3 Prcusstscho. . 4 7 B ek ee eee Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 14.80 —15,80 —16,50 Mark. 
leihe — —, Amerikaner de 1885 02 NK, 1860er Looſe 103, 1884er 3 )Westiäl. u. Rein,! | 98,20 bz Magdeb.-Halboret| 2 | 6 |t | 9080 520 Lupinen unberändert, per 100 Kilogr. gelbe 10,00 bis 11,50 Mark, 
Kooje 261,80. Creditact.“)) 125%, Oeſt. Nationalb. 719, 00, Darmit. Ban 3(Zäsneische.»..- 4 | 97,80 de Imagdeb.-Leipzig. % 14 | 14 |4 26 blaue 10,00 —11,50 Mark. f 
4 Schlesische % | 9722 B 1 55 . 
107%, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein 85%, Frankfurter] Zadische Prüm.-Aul, 4 1119.40 baB ustas TLude teh. 38 IE 1 9956 b Wicken mehr beachtet, per 100 Kilogr. 16,80 —17,80—18,80 Mk. 
Wechslerbank 78%, Deutihöfterreihiihe Bank 91%, We Bant | Saierische 4% Anleihe 4 12378 ba Niederschl. Mik. 14 4 | 9750 bre Oelſaaten nominell. 
e , . gramm nett in Mark und SI 
eſſ. Ludwigsbahn 99%, erheſſen 72%, ariſche Staatslooſe , 00, | Cark. 40 Thaler-Loose 249,23 ba 8 Es STR 1 2 ro gramm netto ark un 7 
do. Schtzw. alte 85%, do. neue 83, Central⸗Paciſic 93%, Türken —, Badische 35 FL-Loose 136 8 ei N Schlag-keinfaat -... 27 — De 22 25 
Ung. Ditb.:Obl. I. 504. Deutſche Vereinsbank 5 Pardubiher Actien —. Braunsckw. Präm-Anleibe 82,15 be. |OostsuabiLomb)| 1% © f 888 850 be Winterraßs 28 50 277 25 26 50 
Feſt auf allen Gebieten. rc be Ostpreuss. Südb. , , |4 | 25,50 des Winterrübſen 27 25 26 — 25 25 
Nach Schluß der Birke: Credit⸗Actien 126, Framoſen 228 V, Lomberden Dacaten 963 rend. Bl. 99,75 be] Ketchan berg Fard 4c 4 4% 60,90 da Sommerrübſen - 23 50 27 50 26 — 
74%, 1860er Looſe —, Clifabethbahn —, Franz⸗Joſefsbahn —, Galizier —. | over. 2040 9 % Gen Er. — Rheinische.» 8 ee Leindotter 26 — 25 — 3 
Benner e. ep . dent, ben n [6 I if | „ARapaEn@en mir ofen 60 Ana 7,9970 Mast, mu Ge 
ankfurt a. M., 21. Juni, Abends 7 Uhr 6 Minuten. Creditactien Dollars 48 1 5 Buman.Risonbahn! 4 — 188 b f tember⸗ October 7, 
125, 37. Staatsbahn 227, 62. Lombarden 74%. — Ziemlich feſt. — ——— [Schweiz Westbahn 0 — „ | 17,50 bc Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,80 —10 Mark. 
i ; : Hypothekev-GerilAcate, Stargard - “ ? inell, 0 iloar. 50—58—60— 
CC NNͤ 1 i 
2% Min 3 - ie fl ‘ minell, pr. ilogr. 36—39—42 
Be 117 he , Gommenbant 67% do, Ik uten es- g 4g 42,8 36 Wan 
D, —, Propicgial⸗Disconto —, Norddeutſche 126%, Anglo deutsche 53% ,| bund, Cent. Bod. 11 — 6 Elsonbahn-Stamm-Prieritäts-Aotlen, Dres lau, 22. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 10 Cm. UP. — M. 60 Cm 
Juternationale Bank 24%, Ameriſaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.⸗A.] Jaxünd. de, (i872 |101,50 ba 5 ; : : : 
ini ; . ; 106 : a s 10760 b Borlin-Görlitzer,.]4 s 5 6180 B Amſterdam, 21. Juni. [Kaffee⸗Auction.] Die von der niederlän⸗ 
3 76 n Eiſenbahn do. 117, Bergiſch⸗Märkiſche do. 83%, Disconto e RN gan 19 —⁰ ba are 120 — Handels gl Ele = tene Auction über 79,996 Ballen Java⸗ 
Hamburg, 21. Juni. Nachm. [GMetreidemarkt.] Weizen loco rubig, do. Ut. Em. 40. 5 [10810 dad ene seren 8 |0 |8 | 2340 ba ih wie folgt, Zune Kart Ablauf. 
auf Termine feſter. Roggen loco flau, auf Termine feſter. Weizen pr.] Cündb.H cg 8 181 86 a M 2. 5 2524 Saba Preander braun und hellbraun. 2 2786 75 --70R 
uni 206 Br., 205 Gd., pr. September ⸗October pr. 1000 Kilo 211 Br., 210 Gd. 95 a 5 101.50 bz@ Märkisch-Posener | 0 3% 8 7425 6 9396 Ja N 11 bl k 56 3 59 70 
vagen pr. Juni 165 Br., 163 Gd., pr. September-October pr. 1000 Kilo | een. lyp-Briete . „6 r maene | 26.1 36 IE] Be ie 1. V 2 
162 En 1 15 3 Gerſte feſt. Jubel behauptet, loco 25 x Detaber a sie Jap Ontpr. Südbahn. 3% |6 |& | :425 6 6349 - Ziilatjap gelblich 
pr. fo. 64. Spiritus ruhig, pr. Juni 74, per Juli ⸗Auguſt „ 0. do, IL Em. s Ie, 50 bs Pomm, Oentralb. .| 0 r 1036 „ d ee 
per Auguſt⸗Sept. 38, pr. September ⸗ October per 100 Liter 100% 39. de. 5Pt.rkelbr.m.11018 101,78 bi@ Be Bahn| 64% 3 - 9 — 2 8821 + blank We 
zele jede ana 5 . 5 8 ey feſt, a Adder Pe, Pia, 15 10246 8 Seen | 14 IE 20.78 b>B 5338 = blaß, grünliche 
I / / . 
{ kunt ; g ; bad i 6346»  Meltind. Art.. 
Ziverpool, 21. Juni, Bormittage. [Baummolle.] (Anfangaberict)] f gira Gen de | 8090 6 10 e 
— Umſatz 10,000 Ballen. Stetig. Tagesimport 3000 Ballen uad o Fin. % 14255 5 Bank - Paplorv. 7910 x t 
. südd, Bod,-Orod,-Pfäb. 2 a 5 ; 2 
Liverpool, 21. Juni, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.)] ds do. 4 an 98 b. . rg Nr Haut ewas fuchſig⸗grau 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. — wiener Bilberpfandbr. 8 — — Berl. Kassen-Ver, 18¼ 12,7 178 6 5 riage 3333 
Steg Ausländische Fonds. Ba an 1.7] 80:4 ae Tai Ra ART RIDENE aamasene naar stn 75 
Middl. Orleans 6%. middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 47] et Bilberrente, . 4½ 59 bzB Braunschw. M4 | 6% 79996 Ballen. Wr 
middl. fair Dholerah 4%, good middl. Dhollerah 4, middl. Dhollerab erde. m nr n 4 3 Alles verkauft. Packungen unter 100 Ballen find bei der Taxe nicht in 
3%, fait Bengal 3%, good fair Broach —, new fair Domra 4% good (0 % w. %%) 5 . 56,40b|Bresi.Makl.Vor-B.| 4 4 Anmerkung genommen. ; 
. — 3 0 fair Madras 4, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5%, dos n 8 10 Gere. Wechslerb, % * P— . T ˙— —̃ 
fair Egyptian 6. 0. Lott.-Anl, v. 20. 260.102, rg. Orod.-Enk. f + 
Upland nicht unter low middling Juni⸗Juli⸗ und Juli⸗Auguſt⸗Liefe⸗ 9. Cee Ls — 2280 f B e - .i-3 Telegraphiſche Depeſchen. 
6% D. use, PrämAnl. . 64l8 11660 bz Darınst, Zettelbk. (Au Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 
rung 6% uss. Prüm. . 1 6 8 80 bz 2 
Antwerpen, 21. Juni, Nachmitt. 4 Uhr 30 Minuten. [Getreidemarkt][ do. do. 180618 |171,25 ba Deuughe Bank ..|5 | 3 B Wien, 21. Juni. Der Kaifer reift Abends nach Iſchl. — Aus 
geſchäftelos. 3 „ Beta 1 “1835 be Pola wird gemeldet: Die Panzerfregatte „Salamander“ und die Cor⸗ 
am ee Reg gen a un 1 D lig ls b. vette „Bringt“ find nach Smyrna abgegangen, wo das Admiralttäts, 
it) ande Rang ere 5 1 . 68.40 b [Genossensch.-Bnk.| 6 % ſchiff „Cuſtozza“ bereits angekommen iſt. Die Corvette „Friedrich“ 


pr. Juni 28% bez, 29 Br., pr. Juli 29% bez., 29% Br., pr. September] aun, Liquid,-Pfandbr. 14 i 
31½ Br., ver Septbr. December 31% Br. F it. ; RN 7488800 10220 8 geb. Schuster u. C. 0 


en do. 8 
rem i icht. » ; 2 20 Goch. Grunderedb.| 9 
Bremen, 21. Juni, Nachmittags. [Petroleum 4 28. br. a „30,59 de Bs +16 109130 ba@ and. Vereina. B. 142 


junge] 8 


die Commiſſion zur Vorberathung des Geſetzentwurfs, betreffend die 


dart white loco 12, 25, pr. Juni 12, 25, pr. Juli dal. neue 50 Anlaheſs 7240 bz& Hannor. Bank... 191,860 0 
December 13, 00. Sehr feſt. 1 Se One, 14 — = aa. Vor. Bank 4 nn 4 Abänderung des Geſetzes über die Freiheit des höheren Unterrichts. 
“= Bien, 21. 1 ae LEER ua Zumanische Anleihe 8 2 daB Leis, ee bt N 10990 g Sechs Commiſſionsmitglieder ſind gegen den Entwurf, drei dafür. 
rugen in der Woche vom 8. bis zum 14. Juni 220, 95 n 5 Fr e 6 Der Senat erklärte die Wahl Buffets für giltig und lehnte den An⸗ 
Hhi : Ung.5%St,-Eisenb.-Anl.\6 | 68 etbz4 fMagdeburger do; | 5 104,50 @ giltig n 
ie * Stars s f rar . % |trag Schöſcher (inte) auf Abſchaffung der Tobesftrafe ab. 
7 ev 0 „Loose 39, 

Berlin, 21. Juni. [Productenbericht.] Roggen iſt an heutigem Fürken-Looss 3480 bu Nora male. 93 3 ad N eng, 5 8 8 mE N 5 , —. . 1 en 3 
Markte gan; anſebnlich im Preiſe geſtiegen. Umfangreiche Dedungsläufe| " Eigenbahn-Prioritäts-Antlen, Oberes, Bk.| 9, 48 6 wurde von der Regierung mitgetheilt, daß ngland für die 
berlieben dem Begehr nach Terminen entſchiedenes Uebergewicht, erſt zum] garg-Märk. Barie II. 4% — Ne 22 haltung einer anderweiten Zuckerconferenz in Paris ausgeſprochen habe. 

. A 5805 = Baltung der an bat ar 2 — l 1 — 2 ErBod.Or-Act-B, 3 122580 ba Die holländiſche Regierung re dem nr 3 sone Sir; = 
nicht gefunden. — Roggenmehl böher gehalten. — Weizen ift vereinzelt etwa 5 ph r. Cent.-Hod.-Or 9 117,50 B ranzöſiſchen Regierung fet jedoch ein beſtimmter Zeitpun r = 
beſſer bezahlt worden, ſchließt indeſſen wieder recht matt. — Hafer loco ftill neh 038 6 r 28 9125 35 nen Sunn 1 EA e are: 


und ohne Menderung, Termine etwas böher, Umſatz geringfügig. — Rüböl| 4% s 0550 be Schl. Bank- Verein Cairo, 20. Juni. Heute Morgen wurde der Firman, wodurch 
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a die TIhronbefteigung Murad's angezeigt wird, feierlich publichtt. Die 


Prinzen, die hohen Würdenträger und die Conſuln wohnten der Feier⸗ 
lichkeit bei. 
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gelber — ab Bahn b Juni — M. bez, pr. Juni⸗Juli 206% —207% do, 40. 


ez. pr. i n, 
is 206 % M. bez. pr. Jali,uguſt 207208 —207% M. bez., 2 ae: arg In Liquidation.) 


— 2 — — en 
89,70 da Iherlüner Bank. 8 ; (Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) 


. — ftr. 89 
200 6 Berl. Bankverein | 4% 7 lte. 85,50 be Konſtantinopel, 20. Juni. Infolge der abermaligen drohenden 
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Ari 
106 b. fist nach ihrer über zweijährigen Reiſe in Pola eingelaufen. 
100,50 3 Varſeilles, 21. Juni. Die Abtheilungen des Senates wählten 
/ bez., 59,50 8 
N r. October⸗November 211— 212 Mark bez. Gekündigt 2000 Etr. Kündi⸗ - Zi; = * 9275 f Berl. Lombard-B.| 0 . 44 3 d 
AFunsepres 207 Mi. — Regen lecs 188-190 Matt pro 1000 Milo nah| de: . via e e ee, | 18 no palun 5 if 171 = 5175 erg. 9 
GBusalitat gefordert, ruſſ. 158-162 Mart ab Kahn und Bahn bez, inländ.| Jaue-sorau-cuben zg, [10130 v0 r be- Wedeln = . — — ſtehend. Die Stimmung iſt gedrückt, n einem Kriegsſchatz fe 
Burn iſcher — M. . 15194 Mt. ab Bahn bez, pr. errbeckr rosen e 40. Hand. u. Ratreb.] O | — fk. | — — — ́——dkà— — 
f Mark bez., ſchwediſcher „defect ru 7 a bn bez., pr.] Aarkiech-Posener . 6 — — Centralb. f. @enos| 0 = c. 88 80 0 a 7 
h diabr — Mt. bez., pr. Juni 160—162—160% Mark bez., pr. Juni,] SM. Staatsb, 1 821 sim dn Deutsche Unionsb | 3 r f n [Militar⸗ Wochenblatt. ]. Schellwiz, Hauptmann und Compagnie⸗ 
FDul 158 159% Ae Mark 64% 1 5 Juli⸗Auguſt 158—150.—158 Mark] Je. „do . l 700 % flame, Bite be? | 84a C. | 87,00 „e | Chef vom 4. Niederſchleſ. Infanterie-Regiment Nr. 51, mit Benfion und der 
dez, per Auguſt⸗September — Mark bez, per September⸗October 160% | au. ao. fil. Bere | 96,75 B a erden ee nn Regimente⸗Uniform der Ader bewilligt. v. Lieres und Wilkau, Premier⸗ 
E bis 161% —161 Mark bez., per October Mark ab Bahn bez. Gekündigt Iberschles. K. . 444 — Ostdeutsche Bank. 6 z 5 87. 10 bad Lieutenant à la suite des 2 Schleſ. Dragoner⸗Regiments Nr. 8, ausgeſchieden 
109,000 Eir. Kündigungepreis 161 Mark. — Gerſte loco 156 bis 189 Markt“ . C ln eren. . — und zu den Reſ.⸗Offiz. des Regts. Ubergetreten. Muelenz, Pr. Lient. vom 
nach Qualität gefordert. — Hafer loco 155—198 Mark pro 1000 Kilo nach 46. wall N a | 50,50 8 3. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 62 mit Benfion der Abſchied bewilligt. v. Stanger, 
2 Qualität gefordert, oft: und weſtpreußiſcher 180—186 Mk. bez., ruſſiſcher do. F.. 3% 80 er en ae 2 Ir en Oberſt⸗Lieut. und Commdr. des 2. Schleſ. Huſ.⸗Regts. Nr. 6, a mi 
175-186 Mark bey, vommerſcher und meclendurgiſcher 188-192 Mart d. C. he ern. Quisorpl 9 E ME] ai ben ] Penſten und der Regis. Uniform, v. Werber, Rittm. und Cscabr.»Chef von 
bez., ſchwediſcher 188—192 Mark ab Bahn bez., pr. Juni — Mark bez., 8 14% 102 bzo demſelben Regt., mit Penſion und der Regts.⸗Uniform, der Abschied bewilligt. 
Jiuni⸗Juli 175, —176—175% Mark ber pr. Juli⸗Auguſt 165 Mark bez, de. .. vom 180% "1104 be industrlo-Paplore, v. Winning, Major vom Schlesw. Infanterie⸗Regiment Nr. 84, als Oberſt⸗ 
de. September⸗October 155% —155 Mark bez. Gekündigt 3000 Etr. Kün⸗ 40. von 114. 9448 6 ben Hisenb-Bd-A. 7 118 6 lieutenant mit Penſion und der Uniform des 4. Brandenburg. Infantecie⸗ 
Digungspreis 176% M. Erbfen: Kochwaare 193—225 Mt, Futterwaare do. mla Weine 4c 9,50 8 . te Regiments Nr. 24 (Großberzog von Mecklenburg⸗Schwerin) der Abſchied pe⸗ 
181—192 Mark. Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack“ de. Sescl.Oderb. ! | — do. Beichs-n.Co.E| 4 | — 69,10 6 willigt. Weißleder, Brem.Lient. von den Landw.⸗Pionnieren des Reſerve⸗ 
Nr. O: 30,00 bis 29,00 Mark, Nr. O und 1: 50—26,50 Mark bez. — do. do. |5 104 B Märk. Sch. Masch. G. 0 4 d 47 iments (1. Brest 38, mit der Landw. -A i g 
e Beem-gient. a D» suleht Seordien, wen: 
Mark bez., Nr. 0 und 1; 24,25 bis 22,25 Mark. — Roggenmehl pr. 100 C 10 99 8 Westend, Com- G. 0 — . 60 N — * „ des 1. Bats. (Namitih) 4. Bol. Landw.⸗Re . 59, bei 
! 2 r. der Landw.⸗Inf N itſch) 4. Poſ. Land ts. Nr. 59, bei 
d inc Sad Ne „ and 1: N. um ee ve. Sande] tene a 101,50 6 Pr.HypVors-äetjin is ja 1225 be der Landw.-Juf. und zwar als Prem.⸗t. wiedereinrangirt. Mondro, Sec.⸗It. 
J uli 3 ben, pr. Juli⸗ 7 5 er a pr.] zachte-Oder-Ufer-R, 6 104,10 @ Schles. Feuervers. 17 2 |# 8 von der Landw Inf. des 1. Bats. Robnil) 1. Oberſchleſ. Landw.⸗Regim. 
uguſt⸗Septem ve „Mark bez., pr. N ctober 22, N k. bez.] Schlesw, Eisenbahn. |44,1100 G e EI A Nr. 22, Gieſe, Sec.:Lient. don der Landw.⸗Jufanterie des 1. Bates. (Neifie) 
pr. Jun . 11 928 m. 5 I d muga 15 . Eileen — . |6.| 4180 B: ̃ 2 7.8 Ber ee De Zr Asa ter + — Landw. -Inf. 
pr. . ? „ pr. 5 .. bez. a = 2% | 69% 8 rah. — 7,75 } 5 . Oberſchleſ. r⸗ Nr. 23, di 
ctober 62,9—6 Mk. bez., pr. October⸗Nobember 63 Mark bez, per Nopbr.⸗ d. Hl. anston: I 2 4 r 9. 153 Num G, Rontab, Boemutlent von der w. Ju des 2. Bag (Cote) 
e , . a. muaaacn ber Uiäien bemiliar 
= y - 9 x 755 1 „Sec. 0 1. - . Suf. r. 
October 26,5—8 Mk. Gd., pr. April — Mark bez. — Gekündigt — Ctr. . 60,76 eld N E e der Abschied bewilligt. von Reichenbach, Aeutenant aut See, Im Capitan⸗ 
Kündigungspreis — M. Ung. Nordostbahn . . 6 | 59 B Schl. Kohlenwerke| 9 — 64 f A Bertram, Unter ⸗ Lieutenant Li 
} I 51 1 Ing. Ostbahn % 60.30 be Ischl. Zinkh. Aetien 7 6 81 ae Lieutenant, Aſcher, nauts zur See, zu Lieutenauts 
N Spiritus toco „ohne Faß 51 M. bez., mit leichten Gebinden — M. ber., Serben Crersg gie 5 | 65.20 @ 40. 8b. Fr A [!! |6 4% 8 8 zur See befördert. v. Holgendorfi, Unter⸗Lieutenant zur See, ein vom 17. 
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. lember 51,9—7 Mark Gd., pr. September⸗October 51,6—4 Mk. bez., pr.] fährische Greuzbahn 5 4389 8 — 
Sckober-Navember 50,6 —4 Mark. be. Gelündigt — Liter. Kündigen en ene , |” Matthias Park. Visiten Karten? 
. ˙¹1iꝛꝛ d ð ß ee les Heute von 2 Uhr ob; Gemengte ISllen Kar 
1 7 5 x i 1 bier. \ 
Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts de. do. IL |3 29080 B rim, Spinnorci |4 |2 f 12530 @ Speiſe und Keppener Lager auf weißen oder gelben Natur⸗Carton: 
Sternwarte zu Breslau. , , Gt. 10 Sar., 100 St. 15 Epr. 
T7777. | 45, Obligationen;5 | 76,40 bz O,-Schl, Eisenb.-B.| 2 9 28 K Laden⸗ und Comptoir⸗Einrichtungen] Nach auswärts gegen Günſendung des 
8 en r r , re: 7 [Or Tode BEL ARD a en Betrages franco. [8200] 
15 Luft 1 0 8 9 40. IV. % 86.28 0 de. Porzellan © 0 41280 6 Veränderungs⸗Arbeiten, Reparaturen 
i + 1904 + 150,4 + 130,1 ustav Steller 
ruck 3 4465 zul sg 40. V. . d 8s bad 8 e u. ſ. w. — . — 2 a A las, Ning 16 Bechert 
* 0 Ey Tg 2 ‚Aust, „ ag 2 . Bres e 
Dunſtſaͤttigung 39 p 63 pCt. 75 pCt. „ . rn 155 °” Eiſchlermeiſter, Bahnbofſtraße 26. nabe dem Bliderplan 


